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»LiegVermErlaß«« löst »WliegVerm«« ab
Von Klaus KERTSCHER

1986 sind in Niedersachsen die Verwaltungsvorschriften für Liegenschaftsvermessungerl die
jahrzehntelang im ,Fortführungserlaß II* zusammengefaßt waren, mit den »WliegVerm*
grundlegend neu gefaßt worden. Nach gut zweieinhalb Jahren ist diese Vorschrift in einigen Tei-
len ergänzt bzw. geändert und mit einer neuen Bezeichnung rliegVermErlaß* herausgegeben
worden; sie ist seit dem 18.1988 anzuwenden.

Nahezu der gesamte Regelungsinhalt ist unverändert beibehalten worden; er kann als ,sich
bewährt. bezeichnetwerdery wenngleich dierOaO eingeftihrten Genauigkeitsschranken und der
grundsätzliche Anschlußzwang von Liegenschaftsvermessungen an das Lagefestpunktfeld(bei'
des bleibt mit dem LiegVermErlaß unverändert) nach wie vor zu Grundsatzdiskussionen ftihren.
Im wesentlichen sind - basierend auf denErfahrungsberichtensämtlicherVermessungsstellenin
Niedersachsen nach einem Iahr - zweiPunkte neu:

Die Gren'zanzeige ist alsvereinfachtes Grenzfeststellungsverfahren zugelassen und die Abgren-
zung zwischen Grenzfeststellung und Grenzermittlung ist differenziert worden.

Darüber hinaus sind zum besseren Verständnis geringftigige Formulierungsänderungen vor-
genommen und einige ,Selbstverständlichkeiten* aufgenommen worden, wie z.B.

- Verkürzung der Ladungsfrist im Einvernehmen mit den Beteiligten möglich (a..l.t LiegVerm-
Erlaß)

- Abmarkungen unmittelbar nach deren Einbringung aufmessen (5.1.5)

- Durchrichten langer Geraden; Ermittlung ist Pflicht (5.3.2)

- Feststellung von Grenzen nur im beanhagten Umfang (5.5.1)

- Auf Wunsch des Beteiligten Verzicht auf Mitteilung des G renztermins möglich; aber in Nie-
derschrift vermerken (5.8.2)

W esentliche N euerungenim LiegVermErlaß sind (11):

1.)

Der Katalog der Liegenschaftsvermessungen ist ergänzt worden (Nr.1.1.2):

Danach gilt als Liegen'schaftsvermessung auch das »Löschen nicht mehr vorhandener Gebäude".

Auch hier ist durch das Katasteramt kostenlos an den Eigentümer eine Fortführungsmitteilung
mit einem ,Auszug aus der Liegenschaftskarte" zu übersenden.

2.)
Vermessungsunterlagenfir andereVermessungsstellen (3.2.3) sindnichtmehr zubeglaubigen -siesind
auf dem vorgehefteten Inhaltsverzeichnis (Anlage 5: neu) auszufertigen. Hier ist es zweckmäßig
das abzurechnende Format (DIN A2,3 oder 4) anzugeben, um eventuell anschließende unter-
schiedliche Auslegungen auszuschließen.

3.)
Der LiegVermErlaß enthält nunmehr Regelungen zur G renzanzeige (Nr. 5.5.5). Sie ist ihrer Rechts-
natur nach ebenfalls eine Grenzfeststellung kann aber unter gewissen Voraussetzungen in
einem vereinfachten Verfahren ergehen.

* Gekürzter Vortrag vom 'J.,5.g.1988 in Olderiburg
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Voraussetzungen sind:
Für den Grenznachweis liegenVermessungen nach LiegVermErlaß oderWliegVerm oder ein-
wandfreie Vermessungen nach FE llvor und die Grenzmarken sind lagerichtig und unverändert
vorhanden (lediglich z.B. tiefstehend oder zugewachsen). Selbstverständlich gilt auch z.B. eine
Gebäudeecke als abgemarkt. In diesem Fall ist eine Anhörung nicht erforderlich; sie hat früher
bereits einmal nachweislich stattgefunden. Folglich kann der Grenztermin zumindest reduziert
werden, z.B. etwa auf die Bekanntgabe (,Anzeige der Grenzeu)

Bei nicht abgemarkten Grenzen ist eine Grenzanzeige nicht möglich; desgleichen nicht, wenn
nur noch die unterirdische Marke vorhanden ist (in diesem Fall fehlt die oberirdische Grenz-
marke und somit die Ubereinstimmung mit dem Nachweisl). Sie ist ebenfalls nicht möglich,
wenn die Beteiligten früher auf eine Abmarkung verzichtet haben oder wenn die Beteiligten auf
eine künftige Abmarkung verzichten wollen (dazu wäre eine Anhörung erfordeylich!).

Da derVorgang aber vom Wesen und von derWirkung her auch Grenzfeststellung und Verwal-
tungsakt ist, mu$ allenBeteiligen das Ergebnis bekanntgegeben werden(mündlich oder schriftlich), mit
RechtsbehelfsbelehrungundWiderspruchsmöglichkeit,wiebei jeder anderen Grenzfeststellung
auch.

Es ist auch ein Vermerk/Protokoll als Dokumentation der Grenzanzeige aufzunehmen; dazu
kann - muß aber nicht - der Vordruck,Niederschrift über den Grenztermin« in abgewandelter
Form verwendet werden. Ein eigener Vordruck - auch fur die Bekanntgabe - kann Anwendung
finden aufgenommen in die Vorschriften wurde er jedoch nicht.

Konsequenterweise ist für diese auf Ausnahmenbeschränkte Grenzanzeigeinder Kostenordnung
ein eigener Gebührentatbestand eingeräumt worden, der den i.a. verringerten örtlichen und
häuslichen Zeitaufwand, berücksichtigb so reduziert sich z.B. eine Grenzanzeige bei einem 2-
Stunden-Aufwand auf ca.600/o der üblichen Grenzfeststellungskosten (siehe KOVerm1,.3.2).

Eine Gegenüberstellung der Verfahren zur »Grenzfeststellung*, zur »Grenzanzeigeu und zur
,Gebäudevermessung« ist in Abbildurag 7 enthalten.

4.)

Für das Zerlegungsverfahrcn Sonderungist ein eigener Vordruck als Anlage 8 geschaffen worden:
,Niederschrift über die Erfassung vorgesehener Flurstücksgrenzen ohne Vermessung (Sonde-
rung)u.

5.)

Bei der »Niederschrift über den Grenztermin« ist folgendes geändert:

a) Der Rechtsbehelfsoerzicht als Vordruckpassage ist auf ein eigenes Formular (Anlage 10) gesetzt
wordery auf dem auch der Belehrungstext abgedruckt ist. Dieses ist nach ,Verwaltungsspiel-
regeln" (Verwaltungsgerichtsordnung §58 Abs.I) notwendig ftir nicht im Grenztermin
anwesende Beteiligte und diejenigeru die zwar im Termin die Bekanntgabe erfahrery aber
nicht sofort (im Termin) den Verzicht erklären.

b) Die Richtigkeitsbestdtigungistvom Vordruckskopf an den Schluß als Verftigungsvermerk der
Vermessungsstelle gesetzt worden, zusammen mit den Vermerkert welche Beteiligten eine
Kopie der Niederschrift beantragt haben und der Wiedervorlagefrist.

c) In der Zeichenerklärung ist bei Flurstücksgrenzen künftig unterschieden (in der Strichstärke)
zwischen »t'estgestellten« und »sonstigen Flurstücksgrenzen«. Gemeint sind mit ,sonstigen Flur-
stücksgrenzen* z. B. ermittelteElurstücksgrenzen, die nicht Gegenstand der Grenzfeststellung
(als Verwaltungsverfahren) sind. Zur Verdeutlichung der Skizze, aber auch zur erkennbaren
Unterscheidung hinsichtlich ihres ,Charaktersu, bietet sich eine Darstellung in dünnerer
Strichstärke an.
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Eine Kopie der Liegenschaftskarte lediglich ergänzt durch verstärkte Grenzen und Grenzzei-

che.u soilte nicht rnehr verwendet werdin, denn der gesamte Karteninhalt würde Gegenstand

der Niederschrift; es sei denn, es würde eine zusätzliche Differenzierung erfolgen.

6.)

Die Pflicht zur Grenzfeststellungbei Zerlegung ist in zwei Fällen reduziert worden auf die Pflicht

zur Grenzermittlung und zwar (Nr.6.2.5)

a) beim »Res tflurslück« -kleiner als ein Drittel«. Hier genügt künftig die Grenzermittlung um d,e

Fläche zuheffend ermitteln zu können(nicht,Restdurch Abzugu). Liegtftir dasRestflurstück

bereits ein Nachweis in der Qualität WliegVerm/LiegVermErlaß vor, braucht dessen

Grenze auch nicht mehr rermiftelt« zu werden.

b) bei bestehenden Flurstücksgrenzery in die ein neuer Grenzpunkt gelegt wird. Hier genügt die

Grenzermittlun& wenn die neuzubildenden Grenzpunkte zuoerlössigfestgelegt werden kön-

nen, z. B. bei Straßen- oder Gewässervermessungen oder auch bei »normalen* Trennstticken.

Zuverlässig heißt hier: Nachweisqualität entsprechend WliegVerm/LiegVermErlaß und
Bestandskäft aus Verwaltungsverfahrenssicht oder auch »genau und zuverlässig genug*,

z.B.beilangen abgehenden Grenzeo in die »zu Anfang* eine Grenzmarke zu setzen ist.

7.)

DieListezumFortführungsri.f isthinsichtlich des Inhalts im Hinblickauf diePunktdateiüberarbei-
tetworden. Darüber hinaus sind in Anla gel2zweiBeispiele (bisher eins) abgedruckt, einmal ftir
das,2 AP-System, Lagestatus 099« undzum anderenfurdenzukünftigenNormalfallderLiegen-
schaftsvermessung mit Anschluß an das Lagefestpunktfeld im Lagestafus 100.

Aufgenommenwordenist dabeidieHöhederLiegenschaftsvermessung_flberNN.DiesistimHin-
blicli auf die Nachweisftihrung zukünftig notwendig. Desgleichen auch die Angabe des ,Maß-

stabes*: ,Legal-Meter-Niedersachsen« oder ,internationales Meter* (1m legNds : 1000 009 m
int.).

Obgleich die Reduktlonen relativ klein sind, z-B.beieiner Skecke von 1000m:

- NN-Reduktion, bei 300m über NN: ca.5 cm

- Meter-Reduktion legal / international: ca. 1 cm,

so sind bei der heute eläktronisch im allgemeinen mühelos erreichbaren Meßgenauigkeit und
weitgehend vorhandenen Anschlußpunktgenauigkeit diese Einflüsse durchaus von Interesse

und praktischer Auswirkung.

Um den Aufwand ftir die Höhenerfassung so gering wie möglich zu halten, genügt

a) fi.ir.,{P eine Höhenentnahme aus einer topographischen Karte (wenn nicht in der Punktdatei

enthalten) auf + 5m genau

b) ftir Objektpunkt einmal ftir die gesamte Messung ein pauschaler Höhenwert auf + 100m.

ZurYereinfachung wird deshalb ktinftig leder Numerierungsbezirk von vornherein bereits mit
einer Höhens tufe,i.B. »O t 100 m« oder ,1OO t 100 m« oder ,600 t 100 m« versehen werdery so

daß dies auch beim ,automatischen Datenfluß" Berücksichtigung finden kann.

Im übrigen ist diese in L00-m-Schritten ausreichende Höhenstufung ftir nahezu alle Kataster-

amtsbezirke in sich konstant und in Niedersachsen meist bei 0 bzw. 100 m.

8.)

Die routinem äßige Kalibrierung auf einer Eichshecke (bisher als Eichung bezeichnet) ist bei elek-

tronischen und mechanischen Distanzmessern ftir den Einsatz bei Liegenschaftsvermessungen

auf einen 3-Jahres-Zeitraum (bisher ein Jahr) gesheckt worden (Anlage 2,L.2.2).BeiGeräten fur
Messung im AP-Feld gilt unverändert ein Jahr (Festpunktfelderla& Anlage 3.3.1, Nr.3.6).
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Die zwischenzeitlich vorgesehenen regelmäßigen Aberprüt'ungen auf einer Vergleichsstrecke(bisher
Prüfstrecke genannt) haben deshalb an Bedeufung gewonnen.

e.)

Shebt man - wie in Niedersachsen - ein »modernes Koordinatenkataster* an, so ist die Zuoerlös-
sigkeitderMessungen und deren Auswerfungen vongroßerBedeufung. Denn: Es istnichtneu zu
wisserL daß ein Meß- und Rechenergebnis (doppelt, unabhängig) durchaus hochgenau, aber
dennoch falsch sein kann, wenn z.B. ein Reflektor falsch aufgebaut worden ist

Um derartige, meistgrobe Fehler zu erkennen und auszuschalten, istzusätzlichzur Genauigkeit
die Zuverlässigkeit als Maß getreten. Diese Zuverlässigkeit nimmt im Festpunktfelderlaß tgaa
erstmals einen breiten Raum ein.

In denWliegVerm wardieZuverlässigkeitnoch nicht, im LiegVermErlaß istsie jetztkurz ange-
sprochery und zwar in

»Anlage 1:

G en auigk eit und Zuo eilö s si gk eit

2 Zuoerlässigkeit
2.1 Alle Vermessungen und Auswertungen sind so durchzuftihreru daß sie zuverlässig sind

(auf grobe Fehler wirksam konholliert).
2.2Die Zuverlässigkeit soll rechnerisch geprüft werdenu.

Auswirkungen auf die Anforderungenbeim Anschluß an die Lagefestpunktebeim Polarverfah-
ren hat die Zuverlässigkeit neuerdings in zwei Punkten genommery die Vorschriften sind diesbe-
ztiglich präzisiert und verschärft worden:

a) War in Anlage 2,Nr.2.2.1,2. Satz (Messung auf vorgegebenem Standpunkt, z.B. AP oder
deren Sicherungspunkt) no chvon »möglichst zwei Anschlußrichfungen« und »sollen* die Rede
so heißt es jetzt:
,2.7.7 Wird, als Standpunkt ein Lagefestpunkt verwendet ist an zwei Lagefestpunkte anzu-

schließen*.

b) Hieß es in Anlage 2,2.7.4 und,2.3.t bisher bei der freien Stationierung,Anschluß an nindestens
drei Lagefestpunkte*, so lautet 2|1 .5 ietzt:

,Von jedem Standpunkt aus ist an drei flächenhaft oerteilte Laget'estpunkte anzuschließen.u
,Beinicht flächenhafterYerteilungist an jeweils zweiLaget'estpunkte aus zweiPunktgruppen (also 4)

anzuschließen. Es sollen möglichst benachbarte Anschlußpunkte verwendet werden.
Anschlußpunkte, Grenzpunkte und Gebäudepunkte können indirekt angemessen wer-
den.o

Die in Satz 2 weitergehende Forderungalsbisher(2.t.4) istausGründenderGenauigkeitund
vor allem der Zuverlässigkeit aufgenommen worden; ansonsten können z.B. Aufstellfehler
in den Anschlußpunkten bei ungünstiger Punktanordnung bis zu ca. 20 cm unentdeckt blei-
ben und die gesamte Rechnung verfälschen, selbst danrt wenn jeweils zweimal der Tachyme-
ter aufgestellt, beobachtet und berechnet wird.
Auf dem ersten Blick sieht diese Vorgabe z.B. in einer bebauten Straße als praktisch kaum
erfüllbar aus. Dadurch, daß aber der Anschluß an jeweils zwei Punkte aus zwei AP-Gruppen
zugelassen ist und darüber hinaus der Anschlußpunkt auch indirekt angemessen werden
kanru relativiert sich diese Forderung. Und zusätzlich ergibt sich beim Anschluß an 2 Punkte
aus 2 AP-Gruppen noch ein enormer Vorteil und Zeitgewinn:
Durch diese Anschlußvermessungwirdgleichzeitig dievorgeschriebene und zwingend not-
wendige Überprüfung der beiden AP-Gruppen vorgenommen. Ansonsten wärendazuzwei
eigene Außtellungen, Beobachfungen und Berechnungen (taschenrechnergestützt) erfor-
derlich.
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10.)

Ersatzlos gestrichenwordenistdie'bishefigeAnlageS»ÄnderunggesetzlichcrKlassifizierwg<,Grund:
Die klare Zuständigkeit hat Vorrang erhalten vor der Zweckmäßigkeit. Zuständig ftir die Ftih-

rung der gesetzlichen Klassifizierung ist die Finanzverwalfung ftir die tatsächliche Nutzung die
Velmessungs- und Katasterverwalfung.

BisherwurdenachWliegVermauchdenVermessungsstelleneingeräumt,imZugevonLiegen-
schaftsvermessungen die gesetzliche Klassifizierung bei Flächen bis 500 m' abzuändern Jetzt ist
dies auch in diesen Fällen nach Erlaß ausschließlich Zuständigkeit der Finanzverwalfung.

11.)

Eine kleine praktische Hilfe kommt beim 
"LiegVermErlaß. 

künftig auch noch zum Tragen: Wie
füiher beim FE II e#halt der LiegVermErl aß etn Stichworfoerzeichnis, das ein Auffinden der einzel-
nen Bestimmungen - besonders in der Anfangsphase - erleichtert
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Ablauf o on Liegens chaftsTr erme s sungen

neu 1988
.I

Grenzfeststellung /
Zerlegung 5.5

: Normalfall

mit sämtlichen
Verfahrensschritten

(VA: Verwaltungsakt)

Kostenbescheid (VA)

z.B. 900 DM Grenzfeststellung

,abgemagertesu Verfahren - möglich wenn . . .

- Vermessungen vorliegen

gemäß LiegVermErlaß
bzw. WliegVerm
bez. »einwandfreiu

und Abmarkungen
vorhanden ,rrä i. O. sind

Grenzanzeige
5.5.5

: Ausnahme

Kostenbescheid (VA)

Gebaudevermessung
4.2

- kein VA Grenzfeststellung
und folglich keine Anhörung
und kein Grenztermin
erforderlich sind

I--;ia"n*a.G--I
L__

Kostenbescheid (VA)

z.B. Haus 750 DM
Garage 300 DM

Grenztermin

Mitteilung G renztermin
(Ladung)

Grenzermittlung

Anhörung

Grenzfeststellung ffA)
tZerlegung (VA)

ggf. Abmarkung (VA)

Niederschrift über
den Grenztermin

Bekanntgabe (VA) mündlich

;A;iftti.h -

Auswertung (SSf.)

Fortftihrung des
Liegenschaftskatasters

Fortfu hrungsmitteilung (VA)

Antrag

Mitteilung G renztermin
»einges chränktu; Ladung

Grenzermittlung

G r enzfeststellung (VA)

Niederschrift / Vermerk
über Grenzanzeige

Bekanntgabe Gr enzanzeige
(VA)
mündlich 1+ Grenzanzeige)
schriftlich (übrige Beteiligte)

Antrag

i. d. R.

ggf. Grenzermittlung

Erfassung der Gebaude

Auswertung

Fortftihrung des
L iegensch aftskata sters

Fortfr.ihrungsmitteilung (VA)

Abbilduns 1

2.8.550 DM (2 Stunden)
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Erstellung von Mietspiegeln fär die Kreisstadt Aurich
Von Thomas KAUPMANN

2

3

4

-t
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1, Anlaß

Gesetzliche Grundlagen

Das Datenmaterial und seine Aufbereitung

Die Auswertung der Daten

Ausblick

Literatur

I Anlaß

In Klein- und Mittelstädten gibt es im allgemeinen keine Mietspiegel, die den Teilmarkt der Woh-
nungsmieten hansparent machen. In Großstädten dagegen wie etwa Aachen oder Osnabrück
liegen Mietspiegel vor, denen Interessenten durchschnittliche Wohnungsmieten in Abhängig-
keit von
- der Fertigstellung der Wohnräume,

- der Art der Ausstattung
- der Wohnungsgröße und

- der Lage der Wohnung
entnehmen können. Wie folgende Beispiele zeigen, gibt es aber auch in kleineren Städten ein

erhebliches Interesse unterschiedlichster Stellen an Mietspiegeln.

- Aus Großstädten Zugezogene (2. B. Bundeswehrangehörige) wollen sich eine Wohnung mie-
ten und fragen nach einem Mietspiegel, weil sie ihn aus ihrem ehemaligen Wohnort her ken-
nen.

- Nach dem Gesetz zur Regelung der Miethöhe ist bei einer Zustimmung zu einer Erhöhung

des Mietzinses ein Mietspiegel erforderlich, es sei denry der Vermieter kann Entgelte ftir min-
destens drei vergleichbare Wohnungen nennen oder ein entsprechendes Gutachten eines

Sachverständigen vorlegen.

- Der Gutachterausschuß für Grundstückswerte benötigt Mietspiegel ftir Verkehrswertgut-
achten nach dem Ertragswertverfahren.

- Nach dem Entwurf der Verordnungzur Anderung der Niedersächsischen Verordnung zur
Durchftihrung des Baugesetzbuches (Stand: 16.9.1988) kann der Gutachterausschuß für
Grundstückswerte u. a. Gutachtenüberdie HöhevonMietzinsenerstatten; fürdiesenZweck
sind Mietspiegel eine wertvolle Hilfe.

- Durch Mietspiegel kann Sheit zwischen Mietverhagsparteien vermieden werden.

- Gerichte haben eine wertvolle Entscheidungshilfe, sollte es dennoch zu Sheitfällen kommen.

Da ftir die Kreisstadt Aurich bislang keine Mietspiegel vorlagen, aber aus der Sicht des Gutach-
terausschusses ftir Grundstückswerte für den Bereich des Landkreises Aurich gerade im Hin-
blickauf Wertermittlungenim neuen SanierungsgebietAurichll dringend erforderlich sind, soll-
ten Mietspiegel ftir das Zenkum von Aurich sowie ftir die angrenzenden Ortsteile erstellt wer-
den.
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2 Gesetzliche Grundlagen

Nach S u (1) Nr.1.,2 der Niedersächsischen Durchftihrungsverordnung (DVBBauG) obliegt der
Geschäftsstelle des Gutachterausschusses u.a. die Einrichtung und Führung der Kaufpreis-
sammlung und sie ergönzender Datensammlunge,, sowie die Ableifung und Fortschreibung der
wesentlichen Daten für die Werternittlung.

Daß unter wesentliches Datum auch ein Mietspiegelzuverstehenist,läßtsich aus denDurchftih-
rungsverordnungen zum Bundesbaugesetz der Länder Berlin und Nordrhein-Westfalen ablei-
ten.

In § 6 (2) der Verordnung zur Durchftihrung des Bundesbaugesetzes des Landes Berlin heißt es:

Der Gutachterausschuß hat Mietwertübersichten aufzustellen.

Nach Sa(a) Nr.2 der Durchführungsverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen ,kann der
Gutachterausschuß Mietwertübersichten erstellen".

Die zweite gesetzliche Grundlage ftir die Erstellung von Mietspiegeln ist das Gesetz zur Rege-
lung der Miethöhe (MHG) vom 23.L2.7982; nach §2(5) dieses Bundesgesetzes »sollen die
Gemeinderu soweit hierftir ein Bedürfnis besteht und dies mit einem für sie verhetbaren Auf-
wand möglich ist, Mietspiegel erstellen..

Die Geschäftsstelle des Gutachterausschusses sowie die Gemeinden sind also ftir die Erstellung
von Mietwertübersichten oder Mietspiegeln zuständig.

3 Das Datenmaterial und seine Aufbereitung

Die Ausgangssifuation in Aurich war so, daß die Stadtverwalfung und die Geschäftsstelle des
Gutachterausschusses an einem Mietspiegel großes Interesse hatten. Keine der beiden Stellen
konnte jedoch einen Mietspiegel ohne die Mithilfe des anderen erstellen; die Stadtverwaltung
verfügte über die Daten der amtlichen Wohngeldstatistik hatte aber keine EDV-Anlage mit ent-
sprechenden Auswerteprogrammen. Die Geschäftsstelle des Gutachterausschusses verftigte
über eine leistungsstarke EDV-Anlage hatte aber nicht die entsprechenden Daten. Wegen glei-
cher Interessenlage taten sich Stadt'yerwalfung und Geschäftsstelle zusammen; die Stadtverwal-
tung überließ der Geschäftsstelle die Mieten der Wohngeldstatistik und die Geschäftsstelle
ihrerseits übernahm die Datenauswertung.

Bei den Daten der Stadtverwaltung handelte es sich um Mieten sowie ergänzende Angaben, die
im Zuge der Beankagung von Wohngeld (Mietzuschuß / Lastenzuschuß) /ach dem Wohngeld-
gesetz vom Landesversorgungsamt in Listenform erstellt werden (Anlage 1).

Weiter wurden zwei Auricher Immobilienmakler, von denen einer Mitglied des Gutachteraus-
schusses ist, fur das Projekt Mietspiegel gewonnen; sie stellten weitere Daten zurVerftigung und
brachten ihr umfangreiches Fachwissen mit ein. Auf diese Weise gelangten insgesamt 942
Datensätze zur Auswertung.

Die Datenaufbereitung und spätere Auswertung erfolgte auf der Commodore-Anlage
cbmSOi}l 8250 mit dem Programmsystem AKS (Automatisiert geftihrte Kaufpreissammlung).
Das Programmsystem AKS ist zwar primär ftir die Führung der Kaufpreissammlung nach § 143 a
BBauG konzipiert, eignet sich aber nach einer Modifikation der Belegung der Eingabefelder her-
vorragend ftirdie ErstellungvonMietspiegeln. ZielundHintergrund des Einsatzes vonAKS war
es, die immensen Vorteile, die sich bei der Bearbeifung von Kaufpreisdaten boten, voll auf die
Verarbeifu ng von Mietpreisdaten zu übertragen.
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Nach der Umstellung auf Mietpreisdaten bieten sich folgende Vorteile:

- automatische Seläktiorr ron Dut"., trach vorgegebenen Merkmalen (z' B. Sortieren der Mie-

ten nach dem |ahr der Bezugsfertigkeit der Wohnung)

- Datenunt".r,.r.hrng"n auf värmutäte Abhängigkeiten (ist z.B. die Höhe der Miete von der

Wohnungsgröße abhängig?)

- p"1"r,r.räär.hu1g auflÄusreißeru in der Stichprobe (ist z. B. die Miete deshalb so niedrig

weil Vermietung an Verwandte?)

- Ermittlung ror,f,4i"t"., (Zielgröße) mitVertrauensbereichen unter Berücksichtigung mathe-

matisch-statistischer Methoden (multiple Regression)

Das Rechenverfahren multiple Regression erlaubt es, bei Vorliegen einer geniiSend umfangrei-

chen Stichprobe ftir vorgegäbur," nnflrßg1ößen (hier' Wohnungsgröße und |ahr der Bezugsfer-

tigkeit) eine bestimmte ZielgrAße (hier: Miete) zu ermitteln.

Eine ausftihrliche Beschreibung des Programmsystems AKS gibt Ziegenbein in [1], über Anwen-

dungen von multiplen Regressionen berichten u. a. Kertscher / Volle in [2].

Vor der Eingabe von Daten für Mietspiegel mußten also erst einmal die Inhalte der Eingabefelder,

di" r.rprürlghch zur Aufnahme ron pü"., für die Kaufpreissammlung vorgesehen waren, auf

die Belange;on Mietspiegeln abgestellt werden. Einige Beispiele sollen dies verdeutlichen:

Feld-Nr. Feldinhalt At<S Feldinhalt Mietspiegel

03
1,2

1,3

Vertragsdatum
Grundstücksgröße
b eitragsrechtlicher Zustand

]ahr der B ezugsfertigkeit
Wohnungsgröße
Gebäudeart

Einen Auszug aus dem neuen, auf Mietbelange abgestellten Datenerfassungsbeleg gibt

a"fug.z. Der"lnhalt dieser Datenerfassungsbelege wird nun in die Commodore-Anlage einge-

eebe;, auf Diskette abgespeichert und ist nun ftir die Auswertung ElV-ggrechtaufbereitet. Die

Ei"guL" 
"o".a. 

9so Eäsäungsbelegen dauert ca.l Woche; diese und andere Arbeiten erledigte

einäArbeitskraft, die im Ralimen äer Arbeitsbeschaffungsmaßnahme ,Mietspiegel in Sanie-

rungsgebieten* eingestellt werden konnte.

n Die Auswertung der Daten

Nach s 2 (1) Nr. 2 MHG vermitteln Mietspiegel einen Überbhck über ,die üblichen Entgelte, die in

der Gemeinde oder in vergleichbur"r, i"*lirrden für nicht preisgebundenen Wohnraum ver-

;b;ü;r"; Art, Größe, A"usstattung Beschaffenheit,und Lage* vereinbart sind. Damit ist die

GrundshukturvonMietspiegelnweltgehendvorgegeben.Nach § Z (5)MHG wirddieBundesre-

gi"*"g 
"rr"a.htigt, 

Vorr.hri-ft".r rr. Ä.rfstellungvon Mietspiegeln zu erlassen' DieseVorschrif-

t";h"g";;;"h ,.,i"i,t ro., es gibt lediglich ,om EMB"u herausgegebene »Hinweise ftir die Auf-

stelluig von Mietspiegeln*. Dlese Hiriweise berücksichtigen jedäch nicht die Belange der mathe-

matischen Statistik.
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Die Aufstellung der Mietspiegel in Aurich erfolgte nach den gesetzlichen Vorschriften sowie in
Anlehnung an bereits bestehende Mietspiegel unter Anwendung mathematisch-statistischer
Methoden.

In einer ersten Selektion der gespeicherten Daten wurden die nicht preisgebundenen Mieten von
Wohnungen erfaßt, die innerhalb des Erhebungsgebietes (Aurich und angrenzende Ortsteile)
Iagen und bei denen das Ausstattungsmerkmal »mit Sammelheizung und mit Bad oder
Duschraumu vorlag. Von der ursprünglich eingegebenen StichprobeQa2 Fälle) verblieben 541;

hiervon entftelen nach einer zweiten Selektion nach der Art der Wohnung
- 47 Fälle auf Mieten in freistehenden Einfamilienhäusero

- 56 Fälle auf Mieten in Reihenhäusern/Doppelhaushälften und
- 438 Falle auf Mieten in Mehrfamilienhäusern.

Eine weitere Differenzierung der Mieten nach der Lage war wegen dergeringen Größe des Erhe-
bungsgebietes nicht erforderlich. Von den in § 2 (1) Nr.2 MHG zu berücksichtigenden mietwert-
prägenden Einflußgrößenmuß jetztnurnoch eineweitere Differenzierungnach derWohnfläche
(Größe) und dem Jahr der Bezugsfertigkeit (Beschaffenheit) vorgenommen werden. Da es nicht
sinnvoll ist, ftir jedes J ahrbzw.ftir jede Wohnfläche einen Mietwert anzugeben, wurden sachge-
rechte Intervalle gebildet. Wie man später noch sehen wird, wurden die Bauepochen

- L949 ...196s
- 1966 ...7979 und
- ab rgao
ftir das Iahr der Bezugsfertigkeit ausgewahlt, fur die Wohnfläche leweils 20-m'-lntervalle. Für die
einzelnen Intervallmitten wurden nun mittels multipler Regression Mieten sowie Verhauensbe-
reiche ermittelt.

Beispiel (siehe Anlage 3):

Das erste Element des Mietspiegels fur freistehende Einfamilienhäuser (1. Zeile, r. Spalte) wurde
aus der ermittelten Regressionsfunktion mit den Einflußgrößen

- 100m' (lntervallmitte ftir Wohnfläche) und

- 1957 (lntervallmitte fur Jahr der Bezugsfertigkeit)
berechnet. Die Berechnung der anderen Elemente erfolgt analog.

Insgesamt wurden auf diese Weise nach der Art des vermieteten Wohnraumes drei Mietspiegel
ftir freistehende Einfamilienhäuser, Reihenhäuser/ Doppelhaushälften undMehrfamilienhäuser
erstellt. Die Anlagen 3 und 4 zeigen die beiden erstgenannten Mietspiegel sowie ein Benutzerbei-
blatt. Die ermittelten Schätzwerte sind hinreichend genau ermittelt, die aus den Schätzwerten
abzulesenden Tendenzen, nämlich
- wachsende Quadratmetermiete mit wachsendem |ahr der Bezugsfertigkeit sowie

- sinkende Quadratmetermiete mit zunehmender Wohnfläche
waren nach der Marktlage zu erwarten und wurden rechnerisch bestätigt.

5 Ausblick

Dieser Aufsatz soll etwaigeVorbehalte abbauen und andere Geschäftsstellen der Gutachteraus-
schüsse anregen, ahnlich zu verfahren.

Die Beschaffung der Daten ist unproblematisch, wenn gute Kontakte zur Gemeindeverwalfung
bestehen und wenrL was eigentlich selbstverstandlich ist, Immobilienmakler Mitglieder im
Gutachterausschuß sind. Die Auswerfung der Daten wirft ebenfalls keine Schwierigkeiten auf,
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da die Geschäftsstellen des Gutachterausschusses bei der automatisierten Führung der Kauf-
preissamrnlung reichhaltige Erfahrungen gesammelt haben. Der zeitliche Aufwand ist vergli-
chen mif,dem hohen Nutzen von Mietspiegeln gering; von der Dateneingabe bis zum fertigen
Ergebnis vergehen maximal 3 Wochen. Es ist geplant, die Mietspiegel wie die Bodenrichtwerte
im Abstand von einemJahr derMarktentwicklunganzupassenund sie im Grundstücksmarktbe-
richt des Landkreises Aurich als wesentliches Dafum zu veröffentlichen.

In Aurich ist nunmehr der Wunsch vieler Interessenten auch nach Transparenz des Mietwoh-
nungsmarktes erftillt, ein Zustand., der durch Bodenrichtwerte auf dem Teilmarkt der unbebau-
ten Grundstücke flächendeckend längst realisiert ist.

6 Literatur

[If Ziegenbein, W.: Zw automatisierten Führung der Kaufpreissammlungen ftir Grundstücke in Niedersachsery
Nachrichten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwalfung Heft 4t1984,5.234.

[2] Kertscher, D. und Volle, G.: Marktgerechte Grundstückswertermittlung mit Hilfe des Vergleichswertverfahrens,
Nachrichten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwalfung,Hett 3 17983,5.2o4.
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Anlage 1

EEIITLLIGUNGSSIELLE T'2OOI STTDT AURIC}I (OSTFRTESLTilDI

STRTSSE FELoERS 800 Eol 803 805 E06

It,96?2210100
ll96t22t3r50
I Y.tl8 2 I 77 t2O

l1963l1?2130
'119632163r?0

1196321?2130
11963213?rOO
l19632t72r3O
t1963 1163r?0

ll9gl 2t?6159

ll9tt2t6O10O

820 A22

300r00 tO3r68

3OOr0O 7802i

tt0r00 0100

658ot? 106rt5

tOtoOt 59rt?

6ttr?0 lOt168

?79 o9l 900 30

639r51 69rt9

t80 rt2 9Jo55

!90r00 tOrOO

3t0r00 0100

NETTO HTETE
rTETE Pß0. Eil

196t12 ltr02

22lc7l 16rt2

tt0r00 tr69

550r02 7r60

tStrt? ?160

J9OoO2 ?r6O

28lr6t ?o6l

ttOr02 ?r60

tEtrS? ?160

55Or0O ?rt8

3tOr 0O !r66

Er1äuteruno der Fe1der

8OO= 1 =Hauptnleter

801

803

805

805

820

8?.2,

= Bezugsfertigkeit des Hauses

= Flnanzierung ( 1-öffentl. Ul.ttel I Z-freiflnanzlert )

Ausstattung ( 1-Sammelhelzung und Bad/IXrschraum
2-Sammelhelzung oder Bad/Duschraum
3-ohne Samnelheizung, Bad/Duschraum )

Wohnungsgröße

Gesamtmlete

Helzung/Warnwasser und andere Zuschläger sofern ln
der Gesamtmlete enthalten
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Anlage 2

Geschältsstelle

des Gutachterausschusses fÜr Grundstückswerte

[)atenerfassungsbeleg für die Kaufpreissammlung

Mietsplegel
Bildtchitm I

O1 Rechtslvert I lllrl lol 02 Hochwert. ",LJ-!-U-[9J
!ot

63 Bezus.sfertlskeit..., ff!. gf-! . LLI'LLJ 801
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04 Lagebezsichnung........; I I I I I I I I I I I I I I I I I

t0
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806

13 Netto Mlete ...............! I I I I I I I I I
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3tZ, r-[ r-n... 3!t r-r"_"'t

01 Mlete / m2

150

801r 803 ustir. = Verschlüsselung entsprechend Anlage 7
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Mitspiegel für Wohnraum in Aurich und den angrenzenden Ortsteilen
(Stand: 9 t1988)

a) fr ei st ehende Einf amilienh äus er

gültig in der

Gemarkung Aurich und den angrenzenden Ortsteilen Haxfum, Exfum, Sandhorst,
Wallinghausen und Popens

b) Reihenhäus er, D op p elh aush älf ten

gültig in der

Gemarkung Aurich und den angrenzenden Ortsteilen Haxfum, Exfum, Sandhorst,
Wallinghausen und Popens

Hinweis:Die Mietspiegel sind nur in Verbindung mit dem Beiblatt zu verwenden.

f ahr der B ezugsfertigkeit

Wohnfläche -1,.1,.19 49 - 31,.T2.19 65 1,. 1.. 19 66 - 3'1,.12. 197 g ab L.l,.IggO

90 .. . 110m2
-l.,'l,,1,... 130m2

550 t 30,-DM
580 * 60,-DM

590 t 20,-DM
620 t 40,-DM

630 *.30,-DM
6g0 t 50,- DM

Jahr der B ezugsfertigkeit

Wohnfläche 1,.1,.19 49 - 31..12.19 65 1..7.1966 - 3r.12.1979 ab T.1,.1ggO

50... 7Om2
7I ... 9Om2
91. .. . 110m2

400 t 20,-DM
500 t 20,-DM
s70 + 30.- DM

430 t 10,- DM
540 t 20,-DM
620 t 20,-DM

470 t 20,-DM
590 t 20,-DM
690 + 20,-DM
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Anlage 4

Hlnweise fär den Benutzer der Mtetspiegel

- ' Die angegebenen Mieten gelten in den Gemarkungen Aurich, Haxfum, Exfum, Sandhorst,
Wallinghausen und Popens. Es handelt sich um durchschnittliche nicht preisgebundene
monatliche Nettomieten ohne Behiebskosten(Nebenkosten) ieglicher Art. ZurWohnflache
gehören nicht Keller, Böderu Vorratsräume, Ställe und Garagen.

Folgende Umstände können einen Zu- bzw. Abschlag von der durchschniftlichen Miete
bewirken:

Zuschlagsmerkmale reichhaltige Sanitärausstatfung Kamin, separates WC ftir Gäste Fuß-
bodenheizung Einbauküche, Wintergarten ...

Abschlagsmerkmale: schlechte Belichtung oderBelüffung fehlender Abstellraum, schlech-
ter Wohnungszuschnift, fehlende Garage oder Einstellplatz ...

- Die angegebenen Mieten gelten ftir Häuser mit Sammelheizung und mit Bad oder
Duschraum.

- Der Stand der Mietspiegel ist September 1988.

- Herausgeber der Mietspiegel ist das Katasteramt Aurich als Geschäftsstelle des Gutachter-
ausschusses ftir Gru4dsttickswerte ftir den Bereich des Landkreises Aurich; die Mietspiegel
wurdenerstelltnach deramtlichenWohngeldstatistiksowienachAngabenAuricherlmmo-
bilienmakler.

L52



Richtwerte und veränderter Grundstücksmarkt
Von Hans-Hermann DEPPE und Gerhard HELMHOLD

Gliederung

1 Vorbemerkungen

2 Grundlagen

3 VeränderterGrundstücksmarkt
3,7 Allgemeine Entwicklung
3,2 Konsequenzen für die Ausweisung der Richtwerte
3,3 Kosenquenzen für die Vorbereitung der Richtwertermittlung

4 Schlußbemerkungen

5 Quellenhinweise

1 Vorbemerkungen

Im Rahmen der öffentlichen Aufgabe des Gutachterausschusses, ftir die Transparenz des

Grundstücksmarktes zu sorgen, nehmen die aus der Kaufpreissammlung abgeleiteten Boden-
richtwerte nach wie vor einen hohen Stellenwert ein.

Der Umstand, daß die Richtwertermittlung in den letzten Jahren seltener Gegenstand von Auf-
sätzen und Fachreferaten war, magdarauf zurückzuftihren sein, daß sie zum einen zunehmend
als reine Routineangelegenheit empfunden wurden und zum anderen die automatisiert geftihrte
Kaufpreissammlung mit ihren Analysemöglichkeiten in den Mittelpunktdes allgemeinen Inter-
esses rückte.

Den Verfassern dieses Aufsatzes erscheint es vor dem Hintergrund eines veränderten Grund-
stücksmarktes jedoch wichtig die Richtwertproblematik wieder verstärkt zu diskutieren. Ein
Teilaspekt ist hier besonders interessant: Es ist die Frage, auf welchen beihagsrechtlichen
Zustand der Baugrundstücke sich Bodenrichtwerte beziehen sollten. Die Autoren vertreten die
Auffassung daß sich Bodenrichtwerte auf den beihagsrechtlichen Zustand beziehen müssen,
der sich aus den zonentypischen Gegebenheiten und den tatsächlichen Verhältnissen des

Grundstticksmarktes unmittelbar ergibt. Hiernach müßten sich die Richtwerte zunehmend auf
Grundstücke beziehen, ftir die entweder Erschließungsbeihäge nach dem Bundesbaugesetz
(BBauG) [1]/Baugesetzbuch (BauGB) [2] oder sogar Erschließungsbeiträge nach dem BBauG
undBeiträge nach demNiedersächsischen Kommunalabgabengesetz (NKAG) [3]nichtmehrzu
entrichten sind.
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2 Grundlagen

Da dieser Beitrag in einer Fachzeitschrift erscheint, wird hier auf eine umfassende Darstellung
der Gesetzesgrundlagen fur die Richtwerte, auf die Wiedergabe ihrer Definition usw. verzichtet.
Eingegangen wird lediglich auf die mit der konkreten Fragestellung verbundenen Rechts- und
Verwalfu ngsvorschrift en.

Wie zuvor §143b des Bundesbaugesetzes (BBauG) regelt auch §196 des Baugesetzbuches
(BauGB) daß die Bodenrichtwerte auf alle Fälle ftir erschließungsbeikagspflichtiges oder
erschließungsbeihagsfreies Bauland ermittelt werden müssen.

In der Niedersächsischen Verordnung zur Durchftihrung des BBauG [4] heißt es in § 20 (1) (über-
einstimmend mit § 22 (1) des Entwurfs der Niedersächsischen Anderungsverordnung zur
Durchftihrung des Baugesetzbuchs [5]):

,Bodenrichtwerte sind fur baureifes Land zu ermitteln. Es ist zu kennzeichneo ob sie sich auf
erschließungsbeitragspflichtiges oder erschließungsbeihagsfreies Bauland beziehen.*

Konkretisiert wird dies in dem zur Zeit noch gültigen Runderlaß des MI vom 1. 7.1980 [6] unter
2.3.5:

,Bei der Kennzeichnung hinsichtlich der Erschließungssituation ist von dem Erschließungs-
begriff nach § u 7 Abs. 2 BBauG auszugehen. Die Bodenrichtwerte baureifer Grundstücke
werden im allgemeinen erschließungsbeihagspflichtig angegeben, das heißt, daß Erschlie-
ßungsbeiträge im Sinne de s 5727 Abs.2BBauG noch zu entrichten sind. Beiträge nach § 6 des
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) . . . werden bei den Bodenrichtwer-
ten in der Regel nicht berücksichtigt. Bei Wertermittlungen, die auf Bodenrichtwerte gestützt
werdery ist daher gegebenenfalls die Beitragspflicht nach §6 NKAG zu beachten.u

Ausnahmen von der Regel bei Bodenrichtwerten Beihäge nach dem NKAG nicht zu berück-
sichtigen, sind jedoch möglich.ln der Anlage 1zu dem vorstehenden Runderlaß sind drei Dar-
stellungsmöglichkeiten ftir Richtwerte vorgesehen:

1. Nicht eingeklammerte Bodenrichtwerte gelten fur Grundstücke, ftir die Erschließungsbei-
häge im Sinne des 5127 Abs.2 BBauG noch nicht erhoben worden sind.

2. Eingeklammerte Bodenrichtwerte gelten frir Grundstticke ftir dle Erschließungsbeiträge im
Sinne des 5127 Abs.2 BBauG nicht mehr zu enhichten sind.

3. WerdenausnahmsweiseBeiträgeftirEnkichtungennach§6NKAGberücksichtigt,soistdas
zusätzlich z u kennz e ichnen.

Die dritte Darstellungsmoglichkeit wird in der Legende zu den Richtwerten im allgemeinen wie
folgt erläutert:

,Bodenwerte in eckigen Klammern beziehen sich auf Baugrundstücke, bei denen Beikäle ftir
die vorhandenen Erschließungsanlagen nicht mehr zu entrichten sind.u

Der Bodenrichtwert in einer eckigen Klammer wird sich daher im Regelfall auf Baugrundstücke
beziehen, ftir die sowohl die Beiträge für Erschließungsanlagen im Sinne des BBauG (Straßeo
Wege, Plätze,Parkplätze, Grünanlagen, Immissionsschutzbauten) als auch die Beihage ftir die
nach dem NKAG abzurechnenden Abwasser- und Versorgungsanlagen nicht mehr erhoben
werden können.
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3 Veränderter Grundstücksmarkt

3.1 Allgemeine Entwicklung

Die Anzahl der Kauffälle unbebauterselbständigerBaugrundstücke(Bauplätze) ist auf dem von
den Autoren überschaubaren Grundstiicksmarkt (Landkreis Schaumburg) seit etwa 1980 rück-
laufig. Die große Nachfrage nach Baugrundstücker1 die in den sechziger und siebziger Jahren
überall die Erschließung neuer Baugebiete zur Folge hatte ließ allgemein merklich nach. Dies
mag einerseits mit einer gewissen Bedarfssättigung und andererseits auch mit den veränderten
gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu erklären sein. Daneben setzte bei vielen
Gemeinden aufgrund des zunehmenden Umweltbewußtseins ein Umdenken eiry welches zu
einer reshiktiveren Ausweisung neuer Baugebiete ftihrte. Das neue Baugesetzbuch vom

7.7.7987 trägt diesem Sachverhalt mit
der Planungsintegration des Umwelt-
schutzes ebenfalls Rechnung. Insbeson-
dere mit der Bodenschutzklausel in § r
Abs. 5 Satz 3 dieses Gesetzes soll
erreicht werden, daß anstelle der
Neuausweisung von Bauflachen die
Möglichkeiten der innerörtlichen Ent-
wicklung ausgeschöpft werdgr.

Diese gesellschaftliche und rechtliche
Entwicklung spiegelt sich unmittelbar in
den bei den Geschäftsstellen des
Gutachterausschusses fur den Land-
kreis Schaumburg registrierten Kauffäl-
len wieder. So wurden nicht mehr über-
wiegend Kaufpreise von Bauplä tzenaus
neuen Baugebieten registriert, ftir die im
Normalfall noch Erschließungsbeiträge
nach dem BBauG und Beiträge nach
dem NKAG zu zahlen sind, sondern
zunehmend Kaufpreise von Bauplätzen
an historischen Straßen und aus älteren
Baugebieten (Baulücken), ftir die Bei-
träge nach dem BBauG und auch zum
Teil nach dem NKAG nicht mehr anfal-
len.

Neben der Tatsache, daß heute insge-
samt weniger Kaufpreise ztrr Verftigung
stehen, hat sich darüber hinaus das Ver-
haltnis von beitragspflichtigen ru bei-
tragsfreien Baugrundstücken nahezu
umgekehrt. Diese Entwicklung scheint
sich fortzusetzen. Sie ist ftir den Land-
kreis Schaumburg, bezogen auf die
|ahre 1987 und 1988, der nebenstehen-
den Grafik ztr entnehmen (Grafik:
G rundstücksmarktbericht ftir den Land-
kreis Schaumburg L7SS l7).
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3.2 Konsequenzen für die Austueisung der Richtwerte

Die Richtwerte sollen den Grundstücksmarkt transparent machen und den Marktteilnehmern
eine ausreichende Marktübersicht vermitteln. Dieser Anforderung werden sie allerdings nur

dann gerecht, wenn sie sich auf den beitragsrechtlichen Zustand der überwiegend am Markt
gehandelten Grundsti.icke beziehen (Markhelevanz der Richtwerte).

Bei derVerwendung der originär erfaßten Kaufpreise ftihrt dies aufgrund der aufgezeigten Ent-

wicklung im Land[eis Schiumburg zwangsläufig dazu, daß die Richtwerte als erschließungs-

frei nacliBauGB oder als beihagsfrei nach BauGB und NKAG gekennzeichnet werden müßten.

Die Vorschrift des Runderlasses des MI vom 1.. 7.lg}O,nach der die Bodenrichtwerte baureifer

Grundstücke im allgemeinen erschließungsbeihagspflichtig angegeben werden, wird nach

Auffassung der Autören - zumindest im hiesigen Bereich - dem tatsächlichen Geschehen auf

dem GrunäsHicksmarkt nicht mehr gerecht. Der Erlaß bezieht sich im Grunde noch auf die

Marktsituation der sechziger und siebziger Jahre.

Zu bedenken ist darüber hinaus, daß die Mehrheit derRichtwertbenutzer(Kreditinstitute, Kom-

munen) Richtwerte aus Gebieten benötigen, die seitJahrzehntenbebautsind. Für dieseBenutzer

ist ein dodenrichtwert, der sich auf ersch-ließungsbeitragspflichtige Grundstücke bezieht, wenig
hilfreich und stOßt haufig sogar auf Unverständnis. Auch ftir die Verwendung von Richtwerten

in Gutachten ist es haufig ersihwerend, wenn ftir diese Gebiete Richtwerte vorliegery die sich auf

Baugrundstücke beziehän bei denen Beiträge für die vorhandenen Erschließungsanlagen nach

BauGB und NKAG noch zu entrichten sind.

3,3 Konsequenzen für die Vorbereitung der Richtwertermittlung

Um die Qualität der Richtwerte auch bei einer sich verringernden Anzahl von Kaufpreisen zu

gewährleisten, ist es neben der Ableifung ,globaleru Daten - z.B. der von BodenpreisJndexrei-

f,en - erforderlich, sich noch intensiver mit der zweifelsfreien Ermittlung der wertbeeinflussen-

den Merkmale jedes einzelnen Kauffalles zu beschäftigen'

Hierbei kommt der Erfassung des beitragsrechtlichen Zustandes der Grundstücke eine Schlüs-

selrolle zu.Dies gilt besonders auch vor dem Hintergrund, daß in ländlichen Bereichen die

Summe aus den *schließungskosten und den Beihägen nach dem NKAG durchweg die Grö-

ßenordnung des »nackten« Bodenwertes erreicht. Hierzu wollen die Autoren einige Erfahrungen

aus ihrer praktischen Arbeit mitteilen.

Jeder, der schon einmal mit der Auswertung von Kauffallen befaßt war, kennt die Schwierigkei-

ieru di" damit verbunden sind, die Kaufpreise sicher und eindeutig einem beitragsrechtlichen

Zustand zuzuordnen.

Wesentliches Hilfsmittel in der Geschäftsstelle des Gutachterausschusses ist hier im Regelfall

eine Karte oder Liste, in der diebei den Kommunen erfragten Abrechnungsgebieten derErschlie-

ßungsbeihäge bzw. der Beiträge nach dem NKAG vermerkt sind. Auch_geben die Verhäge selbst

hin;nd wiäer einen Hinweil auf den beitragsrechtlichen Zustand des Grundstücks. Hier ist

jedoch ohnehin größte Vorsicht geboten, di die begriffliche Unterscheidung zwischen den

Lrschließungskorten im Sinne desBauGB und den Beihägen nach dem NKAG sowie den von

Versorgungiunternehmen erhobenen Baukostenzuschüssen nach den Allgemeinen Versor-

gungsb"ediigungen [8] - [11] den Vertragsparteien und den Notaren haufig nicht gelaufig ist.

'156



Aber auch die Kenntnis der Abrechnungsgebiete nebst zugehöriger Beitragshöhe reicht nach
den Erfahrungen der Autoren nicht aus, um eine zweifelsfreie und sichere Zuordnung hinsicht-
lich des beitragsrechtlichen Zustandes vornehmen zu können. Erst durch gezielte und auf den
Einzelfallbezogene Anfragen ist eine ein deuhge Zuordnung möglich. Die besonderen Problem-
felder seinen hier kurz erwähnt:
'L. Abschlags- bzw. Y or auszahlungen von Erschließungsbeiträgen.

2. Ablöseverhäge und Erschließungsverträge mit privaten Erschließungsträgern.

3. Schwebende Einspruchs- und Widerspruchsverfahren.

4. Unterschiedliche Abrechnungspraxis der Beikäge nach dem NKAG bei den Gemeinden
(Beihagssatzungen). So entsteht dieBeltragspflichtnach demNKAG mitderBeendigungder
beihagsfähigen Maßnahme, das heißt, wenn z.B. die Abwasseranlage vor dem Grundstück
betriebsfertig ist und der Anlieger Abwasser einleiten könnte.

Die Beihagspflicht verjährt nach vier fahren. Dennoch ist es bei einigen Gemeinden Praxis,
die Beihäge erst dann zu erheben, wenn tatsächlich angeschlossen wird (Herstellung der
Hausanschlüsse). Die Beiträge werden hier offensichtlich bis zu diesem Zeitpunktgestundet.

5. IndenGemeindenunterliegenimRegelfallnichtalleVersorgungsanlagenderBeihagspflicht
nach dem NKAG. Neben den Kommunen als öffentlich-rechtliche Versorger sind in den
Bereichen der Wasser-, Gas-, Elekhizitäts- und Fernwärmeversorgung Versorgungsunter-
nehmen tätig, die von den Anschlußnehmern Baukostenzuschüsse für ihr Leitungsnetzver-
langen können. Geregelt ist dies in den jeweiligen Verordnungen über die Allgemeinen Ver-
sorgungsbedingungen (AVBWasserV [s], AVBGasV [9], AVBEIIV [10] und AVBFernwär-
meV [LL]).

Aus diesem Grunde haben die Autoren in enger Absprache mit den zuständigen Sachbearbei-
tern der Gemeinden einen Fragenkatalog erarbeitet, mit dessen Hilfe bei den Kommunen zu
jedem verwertbaren Kauffall eines selbständigen Baugrundstücks der erschließungsbeihags-
rechtliche Zustand erfragt wird. Nachfolgend sei der Fragenkatalog vorgestellt (siehe Anlage 1).

Nachdem jetzt erste Erfahrungen aufgrund des Rücklaufs der Fragenkataloge vorliegery kann
festgestellt werden, daß auf dieser Grundlage die meisten Kaufpreise sicher einem der drei bei-
hagsrechtlichenZuständezugeordnetwerden können. Dies ist eine wesentlicheVoraussetzung
für die Ermittlung marktgerechter Bodenrichtwerte.

Darüber hinaus können mit Hilfe der durch die Befragung gewonnenen Daten Voraussetzungen
geschaffen werderu die es ermöglichen, zum Beispiel Bodenrichtwerte ftir überregionale Nach-
weise auf den jeweils vorgegebenenZustand. umzurechnen.

4 Schlußbemerkung

Ziel dieses Aufsatzes ist es, eine allgemeine Diskussion über die»marktgerechteu Ausweisungder
Richtwerte anzuregen und auf besondere Probleme im Zusammenhang mit der Erfassung des
beihagsrechtlichen Zustandes der Kaufpreise hinzuweisen.

Unterstelltman, daß sich der Grundstücksmarktwie in derhieraufgezeigtenWeise auch inande-
ren Regionen des Landes Niedersachsen verändert hat, so wäre wünschenswert, daß dieser Ent-
wicklung auch überregional durch einheitliches Vorgehen bei der Ermittlung und Darstellung
der Bodenrichtwerte Rechnung getragen wird.

Die Marktteilnehmer und Richtwertbenutzer werden es danken.
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Anlage 1

Absender:

Ka Eas Eeram E,

Gescltäfbsst,elle des
Gu Each teraus s clru sse s

Pos Efach 1 23 4

llahrrhof sEraße 18
3062 Bückeburg

Kaufprelssammlung (Ersclrlleßungsbelbräge, Belbräge nach dem NK^G)

Verkauf cles FlursE,ücks............dgr Flur.......
dgf Ggfnafkung........o........... atn.............
(NObaE.. . . . . . . . o . r . . . . . . . . . .UR.. . ... .. .. . .. .. . . . )

1 ErschlleßunqsbelEräqe nach dem Bauqesetzbuch

1.1 Slpd für das o.ä. GrundS.bück !och'Erscftlteßungs-
bel Eräge nach dern BauGB (BBauG ) zu zahletr?

1 .2 Falls 1 .1 mi E l-A beantworbeE ^ j a neln
IsE, dIe vor.ausäTctrEliche IIöhe der Erschlleßungs- t] t]
belt,räge berelEs bel<anrtE?
Falls bekannt,, bltE,e BeE,rag angeben:

1 . 3 Falls 1 ' 1 mI E, Feln bean twor E,e E :
fn ,älcf,er llöhäErden 1n der Vergangenhelt, mög-
llcSerweise ErsclrlleßungsbelEräge abgerechneE,?
B lt Ee Da E,utn und Be Erag a ng eben :

1.4 Falls 1.1 rnlb teilw. beantworLeL:
I1 welcher [Iöhe s ind berel b,s Abschlags-bzw. Voraus-
zahlungen erlroben worden und In welcher llöhe lst,
sowel t bekartn E , noch mi E Bel brägen zv rechnen?
Bi E,te I3e bräge angebetr : Vorauszahlungen- 

Res bbe Eräge

2 Beiträqe nachdenNiedersächslschenKommunalaboabenqeseEz

2.1 l{e1che versorgungs- und Ilbwasseranlagen-(An1agen der-Geme1nde und
der versorsu"gJüiE.räät,"äii-iiiä-ü|ifiändenz BItte kennzel.chnen I

ft zenhrale Abwasseranl., I wasserl., IGas1., f] E1t' -L', flFernw' -L'

Da tum

Ja nein telIw.uu u

zentrale
Abwassgr- 81. . . . . . . .. .. .
anlage
Wassgrl. EI............
Gasl. EI..."".."'
EIE. -t. EI . .. ... .. " ' 'Fgrnw.-t. El . . .... '... "
zenLrale
Abwassgr- El.... ....... .
Anlage
Wasserl. 8............
Gasl. fJ......... .. '
EIE.-L. EI............
Fernw.-L. El ......... .. .

ner.n
ü

2.1.1 Für welehe der Vorhandenen Anlagen kann
dle Gernei nde noch Bel träge nach dem
NKAG erlteben?
EfEe Anlage kennzelchnen ulld mögllchsb
vorausslchE,lichen Beb,rag angeben.

2 .1 .2 Für welclte der vorhandenen Anlagen kann
dle Gemel trde kei ne Be I E,räge nach dem NKAG

mehr erlteben, dä berelE,s bezahlt bzw.
verj ähr b ?

Bi E Ee Anlage kenn zeLcltnen utrd sowelt
mögllch, BeErag und Datum angeben.

2.2 Sind noch Ausbaubeiträge für berelE,s erfolgte
Baumaßnahrnen zu zatrlen ( Straßenausbaubeiträge ) ?

-1,58

Ja
u



5 Quellenhinwetse

[] Bundesbaugesek(BBauG) inderFassungvomls. S.1976(BGBI.I S.2256)mitdenAnderungenvom3.12.1976(BGBI.I
S.32E1) und vom 6.7.1979 (BGBLl S.949).

[2] Baugesekbuch (BauGB) vom S.12.19S6 (BGBl.l5.2253).

[3]Niedersächsisches Kommunalabgabengesetz (NKAG) in derFassungvom 5.3.1986 §iedersächsischee Grr'BI. S.79).

[4] Niedersächsische Verordnung zur Durchftihrung des BBauG (DVBBauG) vom 19.6.197E Niedersächsische GVBI.
S.560) geändert am 15.5.1979 (Niedergächsigche GVBI. 5.121) und am 10.12.1960 §iedersächsische GVBI. S.49O).

[5] Entwurf der Verordnung zur Anderung der Niedersächgigchen Verordnung zur Durchftihrung des Baugesekbuchs
(DVBauG), Stand: 4.10.19E& unveröftntlicht

[6] Runderlaß des Niedersächsischen Ministers der Innern (MI) zur Anwendung derVorschriften überBodenrichtwerte
vom 1.7.1980 §iedersächsisches GVBI. 5.957).

[z] Bericht über den Grundstücksmarkt im Landkreis Schaumburg 1988. Herausgegeben von den Geschäflsgtellen des
Gutachteraugschusses bei dm Katasterämtern Bückeburg und Rinteln.

[8]Verordnung über Allgemeine Bedingungen ftir die Versorgung mitWasser (AVBWasserV) vom 2o.6.19S0 (BGBl.l
s.7so).

[9] AVBGagV vom 2t.6.7979 (BGBI.l S.676).

[10] AVBEIIV vom21 6.1979 (BGBI.I S.6s4).

[11] AVBFernwärmeV vom 20.6.1980 (BGBl.l S.742).
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Zlur Rechtsstellung des Gutachterausschusses in
Zw angsve r s t eigeru ngs ve rfahr en
Von Klaus KUMMER
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5 Wertung und Ausblick

6 Quellenhinweise

I Vorberrerkungen

Gutachten des Gutachterausschusses werden seit langem von Anhagstellern, Betroffenen, von

beteiligten Personen oder Stellen sowie in Gerichtsverfahren besonders anerkannt und unterlie-
gen eiier hohen Akzeptanz. Die Aufhagszahlen der vergangenen Jahre-belegerl daß Anhagstel-

l-er immer haufiger von der Mögllchkeit Gebrauch machen, ein Gutachten vom Gutachteraus-

schuß ftir Grundstückswerte anzufordern.

So holen auch die Amtsgerichte in Zwangsversteigerungsverfahren von den Gutachteraus-

schüssen Gutachten über den Verkehrswert von bebauten und unbebauten Grundstücken ein'

In diesen Verfahren nach dem Zwangsversteigerungsgesetz(T{G) [t], die der Zivilgerichtsbar-
keit unterliegen, nimmt der Gutacliterausschuß dabei die Stellung eines Sachverständigen

gemäß Sz+i lbr.s ZVG ein. Die Bestellung des Gutachterausschusses als Sachverständiger

ärfolgt durch Beschluß des zuständigen Rechtspflegers beim Amtsgericht. Nach § 193 (L)Bauge-

setzb"uch (BauGB) [2] erstattet der Gutachterausschuß Gutachteo wenn... Gerichte und Justiz-

behörden dies (beispielsweise aufgrund eines oben genannten Bestellungsbeschlusses) beanha-

8en.

Beteiligte in den Zwangsversteigerungsverfahren zweifeln in der Regel Kompetenz und Unab--

hangigkeit des Sachverstandigen,Gutachterausschußu nicht an.Wenn der Gutachterausschuß

,o.r-"i-n"* Beteiligten abgelehnt wird, können dabei in der Sache begründete, subjektive Ein-

wände eine Rolle ipielen (beispielsweise wenn die speziell erforderliche Sachkunde angezweifelt

wird). Möglich ist dagegen aber auch, daß ein Beteiligter ,Ablehnungsgründeu im Interesse einer

Verfahrensverzögerung angibt.

2 Sachverhalt

In einem Zwangsversteigerungsverfahren beanhagt das zuständige Amtsgericht beim behef-

fenden Gutacht-eraussch-uß ftiiGrundsttickswerte - aufgrund des Beschlusses über die Bestel-

lung eines Sachverständigen - ein Gutachten über den Verkehrswert eines Grundstücks.
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Die Terminabsprachen mit der Geschäftsstelle des Gutachterausschusses über die örtliche
Besichtigung des Wertermittlungsobjektes werden mehrfach von einem Beteiligten nicht einge-
halten; vielmehrverweigertderBeteiltigte schließlich dem Gutachterausschußausdrücklich den
Zutritt zum beheffenden Grundstück. Daneben weist dieser Beteiligte das Amtsgericht schrift-
lich darauf hiru daß er den beaufhagten Gutachterausschuß wegen Besorgnis derBefangenheit
ablehne. Er ftihrt aus, daß der Gutachterausschuß durch das Handeln von einzelnery gegebenen-
falls an dem Objekt interessierten Gutachtern als,nicht amtlich vereidigte Privatpersonen*, den
Anforderungen an einen Sachverständigen gemäß Zwangsversteigerungsgesetz nicht gerecht
werdenwürde. Darüber hinaus sprichtderobengenannteBeteiligte dem Gutachterausschußdie
fachliche und sachliche Qualifikationab, denVerkehrswertfurdasbetreffende Objektermitteln
zu können.

Der Gutachterausschuß wird vom Amtsgericht aufgrund dieses Ablehnungsanhages aufgefor-
dert, zu den Einwänden des Beteiligten Stellung zu nehmen.

3 Rechtsstellung des Gutachterausschusses

In seiner Eigenschaft als stellvertretenderVorsitzenderdes Gutachterausschusses gibtderAutor
die angeforderte Stellungnahme ab und stellt dabei besonders die Rechtsstellung des Gutachter-
ausschusses heraus:

- Nach § tS2 BauGB [2]besteht der Gutachterausschuß aus einem Vorsitzenden (mit Stellver-
hetern) und ehrenamtlichen weiteren Gutachterru die sachkundig und erfahren sowie nicht
hauptamtlich mit der Grundstücksverwalfung der Gebietskörperschaft, für deren Bereich
der Gutachterausschuß gebildet ist, befaßt sind.

- Als Gutachter sind keine Personen bestellt worden, die vom Amt des ehrenamtlichen Ver-
walfungsrichters nach § 21 Verwaltungsgerichtsordnung ausgeschlossen sind.

- Der Gutachterausschuß ist eine selbständige und unabhängige Einrichtung des Landes Nie,
dersachsery die an Weisungen nicht gebunden ist.

- Der Gutachterausschußistrechtlich verpflichtet,beiderVerkehrswertermittlung dieBestim-
mungen des BauGB [2] in Verbindung mit den Regelungen der Wertermittlungsverordnung
[3] zu beachten.

4 Gerichtsbeschlüsse

Der Ablehnungsantrag des Beteiligten wird daraufhin durch Beschluß des zuständigen Rechts-
pflegers fi.ir unbegründet erklärt. Das Amtsgericht hilft der vom Betroffenen eingelegten,soforti-
gen Erinnerungu nicht ab [a] und legt diese als ,sofortige Beschwerdeu dem zuständigen Landge-
richt zur Entscheidung vor. Das Landgericht beschließt als llnstanz t5], daß die sofortige
Beschwerde zurückgewiesen wird.

In der Berufungsinstanz bestätigt das Oberlandesgericht Celle diesen Beschluß und verwirft die
vom Beteiligten eingelegte »weitere sofortige Beschwerdeu. Eine Revision ist nicht zugelassen;
der Beschluß des Oberlandesgerichtes Celle [6] erlangt Rechtskraft.

In den Begründungen der Gerichtsbeschlüsse wird herausgestellt, daß der Gutachterausschuß
als Einrichfung (*,lnstitution«, +v§sh5rdeu) nicht abgelehnt werden könne. Ein solches Gesuch
sei unbeachtet anderer Umstände unbegründet.
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Möglich sei dagegen, ein Ablehnungsgesuch gegen ein bestimmtes Mitglied (--+»natürliche Per-

son*) des Gutachterausschusses zu richten. Für ein Mitglied, das in einem vorliegenden konkre-
ten Einzelfall unmittelbar mitwirkt, kann die Besorgnis der Befangenheit dem Grundsatz nach
gegeben sein. Ein solches Gesuch müsse jedoch vom Beschwerdeführer in erforderlicher Weise
gemäß § 406 Abs.3 Zivilprozeßordnung[7]glaubhaftgemachtwerden.lm hiervorliegenden Fall

sei dies nicht gegeben.

Während nach den hier genannten Gerichtsbeschlüssen ein einzelnes Mitglied des Gutachter-
ausschusses gemäßS A}lzivilprozeßordnung(ZPO) [7]dem Grundsatz nach abgelehntwerden
kano ist diese Möglichkeit nach einem BGH-Urteil (IV ZR92 I 72vom23.'t .L974) nicht gegeben.

Das BGH-Urteil stellt heraus, daß eine solche auf § aOO ZPO basierende Ablehnung wegen
Besorgnis der Befangenheit einer natürlichen Person nicht möglich sei weil an die Stelle dieser

Vorschriftdiebesondere Regelungvon § l3gBundesbaugesetz(heute: § 199(2)BauGB [2])heten
würde - (nach Slgg (2) BauGB wird unter anderem die Mitwirkung der Gutachter und deren
Ausschluß im Einzelfall geregelt).

5 Wertung und Ausblick

Sowohl das BGH-Urteil als auch die Gerichtsbeschlüsse bestätigen - unabhängig davon, ob

S 406 ZPO oder § 199 (2) BauGB ftir die Ablehnung eines einzelnen Gutachters maßgebend ist -
die Notwendigkeit des bislang schon fur den Gutachterausschuß praktizierten Vorgehens: die
im Einzelfall durch den Vorsitzenden des Gutachterausschusses zu entscheidende jeweilige

Besetzung des Gutachterausschusses bei der Erstatfung von Gutachten sollte so vorgenommen
werde& daß die Besorgnis der Befangenheit ftir ein bestimmtes Mitglied nicht gegeben sein

kann. Hier kommt der in der Praxis bedeutsame Vorteil des Gutachterausschusses zum Tragery
aus einer ausreichenden Anzahl von bestellten ehrenamtlichen Gutachtern jeweils die ftir den
Einzelfall am besten geeigneten Gutachter auswählen und die Besetzung nach den (auch fachli-
chen) Erfordernissen dieses Einzelfalles vornehmen zu können.

Durch die Gerichtsbeschlüsse wird jedoch in jedem Fall die Ablehnung der Einrichtung
,Gutachterausschuß ftir Grundstückswerte* als rSachverständiger* in einem Zwangsversteige-
rungsverfahren wegen Besorgnis der Befangenheit rechtskräftig als unbegründet zurückgewie-
sen. Die notwendige fachliche und sachliche Qualifikation sowie die Anforderungen an einen
Sachverständigen gemäß Zwangsversteigerungsgesetz werden dem Gutachterausschuß
gerichtlich bestätigt. Damit steht der Gutachterausschuß ftir Grundstückswerte auch weiterhin
äk selbständige, unabhängige Einrichtung des Landes sowie als kompetenter,sachverständi-
ger« gerade auch den Gerichten zur Verftigung.

6 Quellenhinweise

[1] Gesetz über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung (Zwangsversteigeru.n-gsgesetz - ZVG)..vom
24.3. I592),RGBl. S. gz,in därFassungderBekanntmachungvom20.5.lSgS,RGBl. S. Tl3,mitzahlreichenspäteren Ande-
runSen.

[2] Bekanntmachung des Baugesetzbuches vom 8.72.7986,8G81.1 S.2253.

[3]Verordnung über Grundsätze ftir die Ermittlung derVerkehrswerte von Grundstücken (Wertermittlungsverordnung

- WertV) vom 6.12.79 sS, BGBl.l 5. 2209.
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[4] Begchluß des Ambgerichb Bücteburg vom 21,1?,.196E, - 3 K44t87 -.
[5] Beschluß dee Landgerichts Bückeburg vom 25.LT969, - 4T U6l EE -.
[6] Beschluß des Oberlandesgerichb Celle vom 2 4.2.19E9, - AW 4E t E9 -.
lTlZivilptozdrlrdnungvom30.l.137ZRGBI.S.E3,inderFassungderBekannhrachungvom12.9.l95O,BGBI.S.533,mit
zahlreichen späüerm Andenrngen.

[E] Wietin&H.:ZumProblemderGutachtenüberbebauteundunbebauteGrundstückein Zwangsverateigerungeverhh-
ren,NachrichüenderNiedergächsischenVermegsungs-undKatasterverwalfung19E7,S.246,Ha nover1967.
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Wertminderung an Grundstücken durch den Bau oder die
Erweiterung von Verkehrsanlagen
Von Reinhard KRUMBHOLZ

I Vorbemerkung

Beim Bau oder der Erweiterung von Verkehrsanlagen wird in Einzelfällen neben der Entschädi-
gung fi.ir eventuell in Anspruch zu nehmende Teilflächen aus Grundstücken eine Wertminde-
rung bzw. eine Restwertminderung gezahlt. Eine Restwertminderung wird gezahlt, wenn
Teilflächen aus einem Grundstück für die Maßnahme in Anspruch genommen werden und das

Restgrundstück in erheblichem Umfang durch die Maßnahme gestört wird. Wertminderungen
werden gezahlt, wenn keine Teilfläche aus dem Grundstück in Anspruch genommen wird, es

aber hotzdem in seiner Gesamtsituation in erheblichem Umfang gestört wird.

Es stellt sich immer haufiger das Problem der Ermittlung derartiger Wertminderungen.

Im nachfolgenden wird die Rechtssystematik, die diesenWertminderungen zugrundeliegt, dar-
gestellt. Urteile oberster Gerichte werden mit ihren Leitsätzen zitiert.

Aus diesen Leitsätzen, aus den Rechtsgrundlagen und aus einer Sammlung von Urteilen und Ent-
schädigungsfestsetzungsbeschlüssen wird versucht, ein Klassifizierungsmodell ftir die Einstu-
fung verschiedener Wertminderungseinflüsse unter Berücksichtigung der unterschiedlichen
Stärke des Eingriffs abzuleiten.

2 Rechtliche Grundlagen

2.1 Wertminderungen - allgemein

Der Bau oder die Erweiterung von Verkehrsanlagen wird in der Regel erst nach Durchftihrung
eines Planfeststellungsverfahrens realisiert. Die entsprechenden Rechtsvorschriften finden sich
im
- Bundesfernstraßengesetz (BFstrG) von 1953 im § 17,

- Landesstraßengesetz, hier Niedersächsisches Straßengesetz (NShG) von1962 im § 38 oder

- allgemein im Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) von 1976 im S72ff .,

- Baugesetzbuch (BauGB) von 7986 im § 9 Abs. 1 Nr. 11, 24 (bei Festlegung der Trasse

Bebauungsplan) und im
- Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) von1974 in den §§ 41 bis 43.

Diese Gesetze geben den Unternehmern solcher Shaßenbauvorhaben u. a. auf'

- Bei der Planung private und öffentliche Belange abzuwägen (2.B. Lärmschutz durch Pla-

nung).

- Anlägen zu errichten und zu unterhalten, die zur Sicherung der Benutzung der benachbarten
Grundstücke gegen Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen notwen-
dig sind (2.B. aktiver Lärmschutz).

- Ausgleichszahlungen zu leisten, wenn die Kosten solcher Anlagen in keinem Verhältnis zum
Schutzzweck stehen.
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- Menschen, Tiere und Pflanzen vor schädlichen Umwelteinwirkungen, vor G efahren, erhebli-
chen Nachteilen und erheblichen Belästigungen entsprechend der §§ 41-43 BImSchG insbe-
sondere vor Lärmimmissionen zu schützen. Stehen die Kosten dafur in einem unangemesse-
nen Verhältnis zum Schutzzweck, so sind nach Überschreitung bestimmter Immissions-
grenzwerte angemessene Entschädigungen in Geld zu zahlen. Die Entschädigungen sind zu
leisten ftir Schallschutzmaßnahmen an den behoffenen baulichen Anlagen in Höhe der
erbrachten notwendigen Aufwendungen (passiver Lärmschutz am Gebäude).

Das Ergebnis derartiger Verfahren ist der Planfeststellungsbeschluß, im Falle des Baugesetzbu-
ches der rechtsverbindliche Bebauungsplan. Inhalt dieser Pläne sollte dann u. a. sein:
- Abwägung der privaten und öffentlichen Belange,

- die Festlegung von zu errichtenden Anlagen zur Abwehr von Gefahrerl erheblichen Nach-
teilen oder erheblichen Belästigungen von Nachbargrundstücken (2. B. aktiver Lärmschutz)

- die Regelung von Ausgleichsansprüchen in Geld, wenn derartige Anlagen in keinem Ver-
hältnis zum Schutzzweck stehen und

- die Regelung von passiven Lärmschutzmaßnahmen nach dem Bundesimmissionsschutzge-
setz an betroffenen Gebäuden.

Planfeststellungsbeschluß und Bebauungsplan sind gerichtlich überprüfbar (Verwaltungsge-
richt, Oberverwaltungsgericht).

2. 2 Re stw ertminderungen

Werden fur die Straßenbaumaßnahme Grundstücksteile in Anspruch genommen, sind die
genannten rechtsverbindlichen PIäne Grundlage ftir eine Enteignung. Die Enteignungen werden
durchgeftihrt entweder nach dem Baugesetzbuch, s. TeiL oder nach den Ländeienteignungsge-
setzen - in Niedersachsen dem Niedersächsischen Enteignungsgesetz vont9z4.

Diese Gesetze sehen vor
eine Entschädigrrg ftir den Rechtsverlust und
eine Entschädigung für andere Vermögensnachteile.

Die Entschädigung fur den Rechtsverlust bemißt sich nach dem Verkehrswert der zu enteignen-
den Fläche. Eine Entschädigung frir andere Vermögensnachteile wird u. a. fällig wenn durih die
Enteignung eines Grundstücksteils bei dem Rest des Grundstücks eine Wertminderung entsteht
und diese Wertminderung nicht schon bei der Entschädigung ftir andere Vermögensnachteile
berücksichtigt ist. Diese Wertminderung wird als die Restwertminderung bezeichnet. Wie der
Begriff schon aussagt, muß es sich dabei um ein Restgrundstück handeln, und es werden nur
Nachteile entschädigt, die durch die Enteignung einer Teilflache entstehen. Die Wertminderung
des Restgrundshicks muß demnach eine Folge der Enteignung sein. Aus dieser Rechtsvorschrift
hat sich die sogenannte Parallelverschiebungsmethode entwickelt. Dieses Verfahren baut
darauf auf, daß enteigungsrechtlich solche Nachteile außer Betracht bleiberu die dem Eigentü-
mer auch entstanden wären, wenn die Straße direkt an der Grenze des ungeteilten Grunditticks
entlanggeführt worden wäre.

Es ist in diesen Fällen festzustellery inwieweit das Hineinrücken der Straßenbaumaßnahme von
der Grundstücksgrenze in das betroffene Grundstück größere Nachteile bringl als ein Bau der
Straße direkt an der Grundstücksgrenze. Hierbei sind nicht nur Nachteile durch Lärmimmissio-
nen zu berücksichtigen sondern gegebenenfalls auch Nachteile durch veränderte bauliche Aus-
nutzungsmöglichkeiten, durch Ruß-, Staub- oder Gasimmissionen, durch Anderungen der
Wohnqualitat und durch allgemeine Anderungen der Grundstückssifuatiory z. B. durch-Verlust
von Schutzflächen.

1,65



2.3 Ent e i gnungs gle i cher E ingr if f
Die bisher genannten Werterminderlngen beruhen auf Regelungen des öffentlichen Rechts;

auch im Privatrecht gibt es den Begriff des Ausgleichsanspruchs bei unzumutbaren Einwirkun-
gen vom Nachbargrundstück.

Rechtsgrundlage ist der § 906 Bürgerliches Gesetzbuch in Verbindung mit dem Artikel t4 des

Grund[esetzes. Danach hat einEigentümer eines Grundstücks Anspruch auf Ausgleich in Geld,

wenn die Einwirkung vom Nachbargrundstück die Nutzung des Grundstücks über das zumut-
bare Maß hinaus beätrtrachtigt. Das heißt, es müssen unzumutbare Verhältnisse fur die Nach-
barn geschaffen werden; dann liegt ein enteignungsgleicher Eingriff vor, der einen Entschädi-

gungsanspruch in Geld hervorruft.

Die nachbarliche Beeinträchtigung muß die Grundstückssituation nachhaltig verändern und
das Eigentum schwer und unirkäglich keffen. Dieser Rechtsanspruch nach dem BGB kann
immer gestellt werden, das heißt Vorraussetzung dafür ist nicht der Bau oder die Veränderung

einer Süaße oder die Inanspruchnahme von Teilflächen aus dem Grundsttick Dieser Anspruch
kann im Rahmen einer privahechtlichen Nachbarschaftsklage vor den Zivilgerichten geltend

gemacht werden.

Zu beachten ist hier die Voraussetzung des enteignungsgleichen Eingriffs, die im G egensatzzur

Regelung der Fachgesetze (Skaßengesetze) eine deutlich höhere Zumutbarkeitsschwelle setzt.

Naih dem Bundesiernstraßengesetz werden bereits erhebliche Belästigungen und erhebliche
Nachteile ausgleichspflichtig. Eine Entschadigung nach dem BGB fällt erst an wenn das Grund-
stück unzumutbar beeinkächtigt ist.

2,4 Zusammenf assung der Rechtsgrundlagen

Beim Bau oder der Erweiterung von Verkehrsanlagen sieht der Gesetzgeber eine Billigkeitsent-
schädigung bei überschreifung einfach gesetzlicher Zumutbarkeitsgrenzen vor. Es handelt sich

dabei um eine Ausgleichsleisfung ftir nicht errichtete Schutzanlagen. Die behoffenen Grund-
stücke erleiden erheblicheNachteile oder erheblicheBelästigungenund erhalten daftireine Aus-
gleichs- oder Entschädigungsleistung. Erhebllche Belastigungen oderNachteile sind vorhanden,

wenn fachplanungsrechtliche Zumutbarkeitsgrenzen überschritten sind'

Bei Teilinanspruchnahme eines Grundstticks kann eine Enteignung durchgeführt werden. Die
durch das Hineinrücken der Anlage in das Grundstück hervorgerufenen Nachteile können in
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Form einer Restwertminderung entschädigt werden. Diese zusätzlichen Nachteile müssen fühl-
bar sein; sind die Nachteile bereits erheblich, so hitt ohnehin ein Anspruch auf fachplanungs-
rechtliche Billigkeitsentschädigung (siehe oben) ein. Der Eigentümer eines teilinanspruchge-
nommenen Grundstücks hat dadurch daß bereits bei ftihlbaren Nachteilen entschädigt wird,
eine stärkere Rechtspositiory da durch das Hineinrückender Anlage insein Grundstück inEigen-
fumsrechte eingegriffen wird.

Die Ansprüche aus den Shaßengesetzen bzw. dem Bundesimmissionsschutzgesetz und dem
Enteignungsverfahren sind im Planfeststellungsbeschluß bzw. im Bebauungsplanverfahren
abschließend zu regeln. In der Praxis wird dies erst seit wenigen Jahren so gehandhabb ältere
Planfeststellungs- und Bebauungsplanverfahren enthalten diese Regelungen teilweise noch
nicht.

Nach dem Nachbarrecht in § 906 BGB liegt ein Entschädigungsanspruch vor, wenn nachbar-
liche Beeinhächtigungen über das zumutbare Maß hinaus vorhanden sind. Es liegt dann ein ent-
eignungsgleicher Eingriff vor. Hierfür müssen allerdings höhere Zumutbarkeitsgrenzen als bei
der einfach gesetzlichen Billigkeitsentschädigung überschritten werden. Dieser Anspruch ist
jederzeit und ohne Verbindung zu einer Straßenbaumaßnahme einklagbar.

Gutachten über die Werterminderung nach den Straßengesetzenbzw. die Restwertminderung
eines teilinanspruchgenommenen Grundstücks werden danach nötig während des Planaufstel-
lungsverfahrens, während eines sich anschließenden Klageverfahrens oder im Rahmen eines
Enteignungs- oder Entschädigungsfestsetzungsverfahrens.

Gutachten über Entschädigungen wegen enteignungsgleichen Eingriffs nach § 906 BGB sind
immer möglich; sie sind nicht an eine Maßnahme gebunden.

Es ist wichtig die Rechtsgrundlage eines Gutachtens zu kennerL da je nach Rechtsgrundlage
unterschiedliche Zumutbarkeitsgrenzen gelten.

Die Wertminderung muß berücksichtigen Beeinträchtigungen durch
- Lärmimmissionen (nur im Außenwohnbereich außerhalb der Gebäude; im Gebäude ist das

BImSchG anzuwenden),

- Ruß-, Staub- und Gasimmissionen,

- baulicheEinschränkungery

- sonstigeEinschränkungen.

Normative Grenzen, ab wann die von einer dem öffentlichenVerkehr gewidmeten Straße aus-
gehenden Immissionen die fachplanungsrechtliche oder gar die enteignungsrechtliche Zumut-
barkeitsgrenze überschreiteru fehlen bisher.

Zu demBereich der Lärmimmissionen sieht das BImSchG im § 43 den Erlaß einerVerordnung
vor, die Immissionsgrenzwerte festlegen sollte. Später war dann ein Verkehrslärmschutzgesetz
in Vorbereifun& was diese Verordnung ersetzen sollte. Dieses Verkehrslärmschutzgesetz ist in
denBerafungen steckengeblieben und wirdzurZeitnichtweiterverfolgt. Aus diesenBerafungen
sind Empfehlungen ftir Lärmimmissionsgrenzwerte hervorgegangen, die in Verwalfungs-
vorschriften der Shaßenbauverwalfung niedergelegt wurden. Diese Leitlinien ftir Lärmgrenz-
werte sind von der Rechtsprechung im allgemeinen akzeptiert worden. Sie sind imVerkehrsblatt
1983186 in den entsprechenden Richtlinien für die Shaßenbauverwaltung abgedruckt. Sie sind
nach Gebietsart gestaffelt In der nachfolgenden Tabelle sind die Immissionsgrenzwerte ftir
Lärmimmissionen beim Bau oder der wesentlichen Anderung von Bundesfern- oder Landstra-
ßen als Tag-Nachtpegel in dB(A) I17l aufgeftihrt. Sie gelten als fachplanungsrechtliche Zumut-
barkeitsgrenze.
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Daneben stehen die Immissionsgrenzwerte ftir die Lärmimmissionen nach § 906 BGB, die einen

Anhalt ftir die enteignungsrechtliche Zumutbarkeitsgrenze darstellen. Sie sind ebenfalls in
dB(A) TagJNachtpegel aufgeftihrt. Es handelt sich um Mittelungspegel.

lmmissionsgrenzwerte für Lärm an Bundes- oder LandesstralSen

Die Shaßenbauverwalfung spricht von der Lärmvorsorge beim Bau oder der wesentlichen
Anderung an Bundesfernstraßen (fachplanungsrechtliche Zumutbarkeitsgrenze) und von der
Lärmsanierung (enteignungsrechtliche Zumutbarkeitsgrenze).

Für die anderen obengenanntenWertminderungseinflüssegibtes nichtderartige Orientierungs-
hilfen. Hier kommt es auf eine möglichst oblektive Einschätzung der Nachteile an und deren
Auswirkungen auf den Wert des Grundstücks.

3 Erfahrungen und Leitsätze aus Urteilen

A.
Für die Einordnung des Grundstücks ineinen Gebiets§p istzu klären, wann das Grundstückvon
dem belastenden Eingriff behoffen wurde. Die Frage der Zumutbarkeit bei z. B. Lärmeinwirkun-
gen ist auf den Zeitpunkt abzustellen, zu dem das Grundeigenfum von dem enteignenden oder
sonst belastenden Eingriff betroffen wurde. Es kommt bei derartigen Gutachten demnach even-
tuell zu einem dritten Stichtag.

B.
Zu den durch Artikel 14 Grundgesetz geschützten Rechtspositionen gehört nicht, was im Wege
einer zulässigen Inhaltsbestimmung des Eigenfums an Nachteilen regelmäßig auferlegt werden
kann. Es muß demnach berücksichtigt werderu daß Nachteile die dem Eigentümer auch bei einer
zulässigen Inhaltsbestimmung des Eigentums auferlegt worden wäreo nicht entschädigungs-

18,121

14, 8,12)pflichtig sind.

Nach diesem Satz sind gewisse noch zumutbare Belästigungen immer im Rahmen der Sozialbin-
dung des Eigentums hinzunehmen. Erhebliche Belästigungen fuhren beim Neubau oder der
wesentlichen Anderung von Shaßen zu einer Entschädigungspflicht nach den Shaßengesetzen.

Unzumutbare Belästigungen sind immer entschädigungspflichtig nach §goO BGB.
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Gebietsart fachplanungsrechtliche
Zumutbarkeitsgrenze

enteignungsre c htlich e

Zumutbarkeitsgrenze

Krankenhaus-,
Kurheim- und
Altenheimbereiche

reines Wohngebiet,
allgemeines Wohngebiet,
Kleinsiedlungsgebiet

Kerngebiet, Dorfgebiet,
.Mischgebiet
(auch Außenbereich)

Gewerbegebiet

60 t5o dB(A)

62 t52 dB(A)

67 t57 dB(A)

72 t 62 dB(A)

70 t 60 dB(A)

70 t 60 dB(A)

72 t 62 dB(A)

7s t65 dB(A)



Daraus ist zu folgern, daß nicht die volle Differenz zwischen dem Verkehrswert vor Belästigung
durch die Anlage und dem Verkehrswert unter Berücksichtigung der Belästigungen als Wert-
minderung entschädigungspflichtig ist Ein Teil dieser Differenz fällt unter die Sozialbindung des
Eigenfums und istentschädigungslos hinzunehmen. Zu entschädigen istdieWertminderung die
über das hinnehmbare Maßhinaus an dem jeweiligen Grundstückdurch dieBelästigunghervor-
gerufen wird.

Daraus ergibt sich ftir die Praxis, daß mit der Ermittlung zweierVerkehrswerte die zu entschädi-
gende Wertminderung nicht als Differenz gerechnet werden kann. Die Ermittlung des Verkehrs-
wertes des Grundstücks ohne Berücksichtigung der Maßnahme bzw. ohne Berücksichtigung
der nachbarlichen Beeinträchtigung und prozenfual dazu die zu entschädigende Wertminde-
rung hat sich als praxisgerecht erwiesen und wird von den Gerichten anerkannt

C.
Der G rundstücksmarkt erfordert in aller Regel einen Abschlag vom G esamtwert, ohne zwischen
einzelnen Grundstücksteilen zu unterscheiden. Insofern sind prozentuale Abschläge vom Ver-
kehrswert zu ermitteln und nicht von Teil- oder Rechenwerten wie Sachwert, Bauwert oder
Ertragswert.

D.
Eine evenfuelle Vorbelastung des betroffenen Grundstücks muß hingenommen werden; Ent-
schädigungen sind nur zu zahlen, wenn das Hinzuheten weiterer z.B. Verkehrsgeräusche das
Gesamtgeräusch in beachtlicher Weise erhoht. Eine Ausnahme besteht dann, wenn die Vorbe-
Iasfung bereits schwer und unerträglich war. Dieser Umstand darf nicht zum Nachteil des Eigen-
tümers führen. 11,4,1,61

Das heißt bei Grundstücken mit sifuationsgebundener Vorbelasfung ist diese Vorbelastung
nicht zu entschädigen. Eine Ausnahme bestehtbei starkvorbelasteten Grundstücken; entspricht
die Belästigung den Anforderungen des § 906 BGB ist auch diese quasi mit zu entschädigen.

E.

Im Außenbereich (§35 BauGB) muß Shaßenlärm in stärkerem Maße entschädigungslos hin-
genommen werden als in Wohngebieten, da gerade der Außenbereich von einer Wohnbe-
bauung freigehalten werden soll und u. a. dazu bestimmt ist gerade emissionsintensive Anlagen
aufzunehmerL die wegen ihrer nachteiligen Wirkungen auf die Umgebung nicht in Wohngebiete
gehören.

tsl

15,121

F.

Nach § rz BFskG ist ein den Wohnerwartungen und Wohngewohnheiten entsprechendes Woh-
nen geschützt. Dieses umfaßt die angemessene Nutzung der Wohnbereiche sowohl innerhalb
als auch außerhalb des Gebäudes. 14)

Für den Innenwohnbereich werden gewöhnlich keine Wertminderungen ermittelt, da bei ent-
sprechenden Belastungen passive Lärmschutzmaßnahmen nach dem BImSchG durchgefuhrt
werden.

G.
Für die Abgrenzung der fühlbaren (bei Restwertminderungen), erheblichen (nach den Shaßen-
gesetzen) und unzumutbaren (§ 906 BGB) Nachteile wird auf die nachfolgende Skizze verwiesen
(Seite 170).

In dieser Skizze sind die unterschiedlichen Zumutbarkeitsschwellen am Beispiel des Lärms dar-
gestellt. Es ist zu beachtery daß Entschädigungen in der Regel erst gezahlt werden, wenn eine
gewisse Belästigungsgrenze überschritten ist. Fällt die Lärmbelastigung eines Grundstücks zwi-
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enteignungsrecht tiche
Zurn u t b ar k eit s s ch w e[ [ e

B6B
z. B. 70 / 60 dB(Al

f achplanun gsrechtliche
Zurnut b ark eitsschhrette
FstrG
BlmSchG

z. B. 62/52 dB(A)

Betästigungsgren ze

schen die Belästigungsgrenze und die fachplanungsrechtliche Zumutbarkeitsgrenze nach den
Straßengesetzen (Bereich A) so wird nur eine Entschädigungspflicht eintreten, wenn aus einem

Grundstück eine Teilfläche ftir den Bau oder die wesentliche Anderung einer Shaße in Anspruch
genommen wird und durch das Hineinrücken der Anlage in das G rundstück ftihlbare Lärmerhö-
hungen verursacht werden.

Fällt die Lärmbelastigung in dem Bereich zwischen der fachplanungsrechtlichen und der ent-
eignungsrechtlichen Entschädigungsschwelle (Bereich B) so ist eine Entschädigung dann zu
zahlen, wenn eine Shaße neu gebaut oder erweitert wird.

Liegen die Lärmbelästigungen auf dem Grundstücküber der enteignungsrechtlichenZumutbar-
keitsschwelle (Bereich C), so liegt ein enteignungsgleicher Tatbestand vor und ein Entschädi-
gungsanspruch ist gegeben.

Es liegen nur fi.ir die Lärmimmissionen Orientierungshilfen durch dB(AlWerte vor. Für die ande-
ren Nachteile wie Ruß-, Staub-, GasimmissionerL baulichen Einschränkungen, Schutzzonenver-
lust, optische Umgebungsveränderungen usw. liegen keine derartigen Orientierungshilfen vor.

4 Statistische Auswertung von gezahlten Wertminderungen

Die Möglichkeiten der Ermittlung von Wertminderungen reichen von einer kapitalisierten
Erkagsminderung über Rechenmodelle in alleiniger Abhängigkeit von der Lärmentwicklung bis
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zur pauschalen Ermittlung von Wertminderungen prozentual vom Wert des Objektes. Die
direkte Ermittlung der Wertminderung aus Vergleichsfällen ist am sichersten und am ehesten
nachvollziehbar. Es wird deshalb versucht, aus gezahlten Wertminderungen ein mathemati-
sches Modell zu erstellery das durch eine Regressionsfunktion erklärt wird.

4,1 Datensammlung

Es wurden insgesamt 54 Fälle von Wertminderungen oder Restwertminderungen gesammelt
und ausgewertet. Es handelt sich dabei um Urteile, Entschädigungsfestsetzungsbeschlüsse und
Vergleiche oder Vereinbarungen aus den JahrenlgTgbistgSg. Die Mehrheit der Fälle stammt
aus dem BezirkWeser-Ems; insofern müssen die Aussagery die hiergetroffenwerden, auf diesen
Bereich beschränkt bleiben. In etwa einem Drittel der Fälle wurden keine Wertminderungen ent-
schadigt, ansonsten bewegen sich die gezahlten Entschädigungen zwischen 1 und'[,So/o des Ver-
kehrswertes. Daneben wurden teilweise Lärmsanierungen an den vorhandenen Gebäuden
bezahlt (passiver Lärmschutz).

Bei der überwiegenden Zahl der Falle handelt es sich um Restwertminderungen ftir bebaute
Grundstücke

Der Aussagebereich des aus dieser Stichprobe abgeleiteten Modells ergibt sich demnach wie
folgt:
- gilt ftir den Bereich des Bezirks Weser-Ems in Niedersachseru

- gilt nur ftir Restwertminderungen (also bei einer Teilinanspruchnahme des Grundstücks),
- gilt für Restwertminderungen zwischen O und'1,50/0,

- gilt für Entfernungen der neuen Straße bis zur nächstgelegenen Hausecke oder Hauswand
zwischen 0 und 60m,

- gilt frir Mittelungspegel Tag zwischen 50 und 70 dB(A),

- gilt für Mittelungspegel Nacht zwischen 45 und 65 dB(A).

4. 2 Kla s s if i zi er ung smo d ell

Bei Durchsicht der Urteilsbegründungen und Entschädigungsfestsetzungsbeschlüsse kommt
immer wieder zum Ausdruck daß einzelne Aspekte der Situatiori des Grundstücks ,vorheru und
»nachher« im einzelnen beleuchtet werden müssen. Eine Gesamtschau der Situation des Grund-
stücks vorher und nachher ist aber in jedem Fall erforderlich und man sollte aufbauend darauf zu
einer angemessenen Entschädigungsermittlung gelangen. Unter Berücksichtigung dieser Erfah-
rungsollten Einzelaspekte, die zu einerWertminderungfuhrenkönnten, im einzelnenbeleuchtet
werden und in einer Gesamtschau gewertet werden. Am häufigsten werden dabei folgende
Eigenschaften genannt, deren nachteilige Beeinflussung durch die Straßenbaumaßnahme zu
Wertminderungen ftihrt:
- Schutzzonenverlust,

- Wohnumfeldloptische Beeinträchtigungery

- Lärm,
- Zuschnitt,

- bauliche Einschränkungen.

Es überwiegen die Fälle des Schutzzonenverlustes, des beeinträchtigten Wohnumfeldes durch
optische Veränderungen der umgebenen Situation und die Beeinträchtigungen durch Lärm.

177



Bis auf den Schutzzonenverlust, der durch eine Intervallskala (Entfernung des Gebäudes zur
Shaße) darstellbarist, sind dieDatenvoneinerOrdinalskala(Rangskala) auf eine Skala diskreter
Werte umzuformen. Für die Daten einer Ordinalskala ist die Aufstellung eines Klassifizierungs-
rahmens erforderlich. Er wurde so gewählt, daß ftir jede der Einflußgrößen Stufen der unter-
schiedlichen Härte des Eingriffs vorhanden sind.

Erste Sfufe: rkaum Beeinträchtigungen«
Nachteile sind nur in sehr geringem Maße vorhanden bzw. heten nur sehr sporadisch auf
und schlagen sich kaum in einer zu ermittelnden Wertminderung nieder.

Zweite Stufe: »geringe Beeinhächtigungen«
Es sind geringe Beeinkächtigungen vorhanden, die entweder nur in geringen Teilen des

Grundstücks aufheten oder nur zeitweise Auswirkungen auf das Grundstück zeigen.

Dritte Stufe:,ftihlbare Beeinhächtigungen*
DieNachteile sind ftihlbar und wirkensich dadurch auch inderzu ermittelndenWertminde-
rung aus. Eine Entschädigungspflicht der ftihlbaren Beeinträchtigungen ist allerdings nur
gegeben im Falle der Restwertminderung wenn durch das Hineinrücken in das Grundsttick
höhere, ftihlbare Beeinträchtigungen aufketen. Fühlbar ist z. B. eine Erhöhung des Lärms um
3 dB(A), fi.ihlbar ist z.B. der Verlust eines größeren Schutzzonenbereichs, ftihlbar sind z.B.

deutliche Sichtbeeinhächtigungen vom Grundstück aus.

Vierte Sfufe:,erhebliche Beeinträchtigungen«
Erhebliche Nachteile liegen vor, wenn die fachplanungsrechtliche Zumutbarkeitsgrenze
überschritten ist. Dies ist bei deutlicher Zunahme des Lärms, bei deutlicher Veränderung der
Umgebungscharakteristik und bei deutlich negativer Veränderung der Form des Grund-
stücks der Fall.

Fünfte Stufe: »starke Beeinhächtigungen«

Sechste Sfufe: »unzumutbare Beeinkächtigungen*
DieNachteile haben den Charakter eines enteignungsgleichenEingriffes und übersteigen die
enteigungsrechtliche Zumutbarkeitsgrenze. Sie beeinhächtigen die Gesamtsituation des

Grundstücks in unzumutbarer Weise.

Eine Einstufung der 54 Vergleichsfälle in diese Rangskala ftir die einzelnen Einflußmerkmale ist

danach möglich.

4.3 Regre s sionsfunktion

Die vorliegenden 54 Fälle wurden in dieses Klassifizierungsmodell eingestuft; dazu wurden
Alternativmerkmale, wie z.B.ist aktiver Lärmschutz vorhanden oder sind passive Lärmschutz-
maßnahmen finanziert worden, eingegeben. Des weiteren waren die Entfernung der Shaße zur
nächstgelegenen Hausecke oder Hauswand und die Art des Gebietes, in dem das Grundstück
liegt, Einflußgroßen.

Die multiple Regressionsanalyse ergibt eine hohe multiple Bestimmtheit von 0,89. Als sinnvolle
Einflußgrößen erweisen sich dabei:

- Entfernung zur Anlage (verbleibende Schutzzone),

- Wohnumfeldloptische BeeinträchtigungerL

- Formnachteile,

- LärmimmissionerL

- Gebietsart als beschreibendes Kriterium,

- aktiver Schallschutz jal nein,

- passiver Schallschutz ja / nein.
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Die nachfolgende Tabelle ist eine Ausarbeitung der Regressionsfunktion zu einer praktikablen
Mahix und kann unterBeachfung des genannten Definitionsbereiches eine Hilfestellung bei der
Ermittlung von RestwertminderungerL verursacht durch den Neubau oder die wesentliche
Anderung von Straßen, geben.

Beispiel:

Ein Grundstück im Außenbereich, Entfernung der Gebäudewand bis zur neuen Straße behägt
20 m, kein aktiver Lärmschutz, passiver Lärmschutz am Gebäude wurde gewährt, Lärm: starke

Beeinträchtigungen, Form und Wohnumfeld: erhebliche Beeinträchtigungen; die Restwertmin-
derung nach dem Regressionsmodell a%.

RWm in % : - 2,1 - 0,1. x Entfernung in m * Zuschlag A * Zuschlag B

5 Zusammenfassung

Die Ermittlung von Restwertminderungen bei Grundstücken, die durch den Bau oder die
wesentliche Anderung von Shaßen benachteiligt werden, nimmt als Aufgabe in der Wertermitt-
lung zu. Es wird ein Modell vorgestellt dessen Grundlage gezahlte Restwertminderungen aus

den letzten Jahren sind. Dieses Modell liefert ein plausibles Ergebnis mit hoher statistischer
Sicherheit und Signifikanz.Die daraus abgeleitete Rechenformel ist überschaubar und einfach
anwendbar. Kernstück ist die mit ,Zuschlag Au bezeichnete Mahix. Hier sind die einzelnen Belä-
stigungen der Stärke nach einzuordnery wobei die Begriffssystematik der Rechtsnormen und
Urteile verwendet wurde.

Das Ergebnis gibt in jedem Fall einen Anhalt an die zu ermittelnde Wertminderung; besondere
Umstände des Einzelfalls sind sachverständig zu würdigen.

Das Modell resultiert aus einem relativ kleinen und regional begrenzten Datenkollektiv. Um die
Aussagesicherheit zu erhöhen, ist beabsichtigt, dieses Modell fortzuführen.

Lärm Form Wohnumfeld t

optisch

Zuschlag A:

kaum B eeinträchtigungen
geringe B eeinträchtigungen
frihlb are B eeinträc htigungen
erhebliche B eeinträchtigungen
starke B eeinträchtigungen
unzumutb are B eeinträchtigungen

0,3

0,6
-1,,0

'L,3

'1,16

-1,,9

-1,,8

3,7
5,5

7,3

9,2
'J','l.,,0

'1,,8

3,5
5,2
7,0

8,8
-l'0,5

Zuschlag B:

bei aktivem Lärmschutz
bei passiven Lärmschutz
im WA-Gebiet (oder vergleichbar)
im Ml-Gebiet (oder vergleichbar)
im Außenbereich

+ 1',-1,

- -1,,3

- L,l
- 2,3

- 2,8
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6 Verzeichnis der Gerichtsentsdreidungen und Hinweis

[1] BGH, 4. 10. 19 7 3, lll zR 13 I t 7t, MW 1973 S. 2283

l2'l BGH, 14. 7. t9 7 7, lll zR 4t t 7 s, NJw 19 78 s. 3 18

[3] BGH,8.11.1979,lllzR 87 t78, NJW 19E0 S.635

[4] BVerwG, 21. 5 . 1g7 6, N C 8o t 7 4, NIW 1g7 6 S. 17 60

[5] BGH, 13. 1. 1977, lllzR 6 t 7 s, lw L97 7 s. 894

16l BGH, 7.s.19E1,IllZR67/Eo. t\t W 1981 5.2116

l7l BGH, 6. 3.197 6, lllzR t46 t 84, Nlw 19E6 s. 2424

l''lBGH, 17. 4.1986, lllzR 2O2 t 84 NJw 1986 s.2421

[9] BGH, 30. 1. 19 86, lll zR 3 4 t I s, Nlw 1986 s. 2423

[10] BVerwG,24.5.l9E7,4 C U-19,E4, ].IJW 1987 5.2884

[11] BGH, 6. 2. 19 86, lll ZR 9 6 t E4, NJW 1986 S. 19E0

[12] BGH, 23. 10.1986, Ul ZR L12 t Es, MDR 6 t 19 87

[13] BVerwG, 23.s.1986,4 C s9 t84

[14] BGH, 1.0. 11. 19 87, lll zR 240' 64 NIW 1988 S. 9oo

[15] BVerwG, 6. 3 .T9 87, 4 C 3 6.E3, DVRI t9 E7 S. 9oo

[16] BVerwG,23.3.t9E5,4 C 63.S0 DVBI 1985 5.896

[17] Die Abkürzungen dB(A) stellt den zehnfachen dekadischen Logarithmus einer Funktion der Schallstärke hansfor-
miert auf die Schallauswirkungen ftir das menschliche Gehör unter Berücksichtigung der Frequenz dar.
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B odenpreisentwicklung in Niedersachsen

Für die aus den Ubersichten tiber die Bodenrichtwerte abgeleitete Bodenpreisindexreihen wer-
den die Indizes zum Erhebungszeitpunkt 31.12.1988 nachgehagen. Bezüglich der gesamten Ent-
wicklungwird auf Heftan984,Seite244,Hefttt!9s6,SeiteA4',Hett3t7987,Seite255,Hett417988,
Seite 326, vernriesen.

31..12.1980:100

H. BODENSTEIN

Erhebungs-
zeitpunkt

Oberzentren
Veränderung (v.H.)

Mittelzentren
Veränderung (v.H.)

Grundzentren
Veränderung (v.H.)

Wohnbauflächen des individuellen Wohnungsbaus 
"

31,.12.1986
3't.12.1987
3'1,.12.1988

I ttz,+
I ns,o
I ttg,g

| -r,u
| +z,o

I tog,z
I rct,+
I tog,z

| - r,u
I -,,, l ZZfi l-l,t

Wohnbauflächen des G eschoßwohnungsbaus

31,.12.1986
3'1,.12.1987
3T.12.1988

I ttr,s
I tr,t
I ttg,o

| -0,,
| +z,t

I t to,t

I roo,a
I '1,07,4

-'L,2
- -l',3

Gewerbliche Bauflächen

3-1..12.1986

31,.12.1987
3'1,.L2.1988

I too,o
I roo,o
I too,o l*o,u

l,OL,T

1O'1,,0

100,1.

- 0,-1,

- 0,9

I 'r,oo,z 
I

I tzi;t l -o':,
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Regionalkarte 1. : lOO OOO

Die Regionalkarte 1:IOOOOO für Niedersachsen ist fertiggestellt.

Es ist zweifellos ein besonderes Ereignis, wenn das Landesverwalfungsamt, Abteilung Landes-
vermessun& bekanntgeben kanry daß ein neues Kartenwerk flächendeckend ftirNiedersachsen
fertiggestellt ist. Solche Ereignisse hat es ftir Niedersachsen in den letzten 40 )ahren erst einige
wenige Male gegeben, z.B. zur Fertigstellung der topographischen Maßstäbe 1:50000 und
1:100 000, jeweils im starren Blattschnitt nach geographischen Koordinatery sowie zur Fertig-
stellung der Radwanderkarte 7 : 7 5 000.

Die Regionalkarte 1:100 000 ftirNiedersachsen istmitderFertigstellungdes SchlußblattesNr.15
,Südniedersachsen* am 18.April1989 der Offentlichkeit vorgestellt worden. Somit ist der in [1]
genannte Zeitplanzur Herstellung dieses neuen Kartenwerks nurgeringfügigüberschrittenwor-
den.

Die urprüngliche Anregung zur Herstellung der Regionalkarte 1 :100 000 stammt von KAR Rei-
necke. Gemäß dem in [1] dargelegten Konzept werden in der Regionalkarte in 15 Blättern jeweils
einzelne geographische oder wirtschaftliche Regionen Niedersachsens als Ganzes abgebildet
Zudem wird jeder Landkreis auf mindestens einem der 15 Blätter vollständig dargestellt. Neben
der Normalausgabe, die sich inhaltlich nicht wesentlich von der Topographischen Karte
1:100 000 unterscheidet, wird eine Verwaltungsausgabe mit zusätzlich farblich eingedruckten
Grenzen vorgehalten. Die Regionalkarte 1 : 100 000 entspricht damit unserer Überzeugung nach
sowohl den Wünschen und Anforderungen der privaten Kunden als auch denen der Kartenbe-
nutzer aus der Wirtschaft und der Verwaltung. Folgerichtig ist daher neben der Herausgabe der
Sonderblattschnitte der Topographischen Karten 1 :100 000 Hannover und Umgebung sowie
Braunschweig und Umgebung auch die Herausgabe der ehemaligen zweifarbigen Kreiskarte
1 :100 000 eingestellt worden.

Die Regionalkarte 1:100000 ist schon während ihrer Herstellungsphase, in der nafurgemäß
noch nicht alle ts Blätter zur Verfügung standen, allgemein sehr gut angenommen worden. Dies
beweisen nahezu25 OOO abgesetzte Drucke indenJahrenlgSTund 1988.Zudiesem Erfolgbeige-
tragen hat sicherlich nicht zuletzt die oftmals sehr gründliche Offentlichkeitsarbeit vor Ort in
den einzelnen Regionen. Den jeweils beteiligten Katasterämtern sei an dieser Stelle ftir ihren Ein-
satz gedankt.

Seit dem Erscheinen des Startblattes Nr. 1 ,Ostfriesland" Ende 1986 sind bis zur Fertigstellung des
gesamten Kartenwerks der Regionalkarte 1:100 000 etwa 30 Monate vergangen. Durchschnitt-
llch ist in diesem Zeitraum somit alle 2 Monate ein Blatt der Regionalkarte neu herausgegeben
worden. Die relativ kurze G esamtherstellungszeit läßt nicht den oftmals erheblichen Aufwand in
der Kartographie, der Redaktion und der Reproduktionstechnik erahnen. So haben z.B. einige
Blätter der Regionalkarte durch einzelne Nachhäge einen aktuelleren Fortftihrungsstand als die
entsprechenden Blätter der Topographischen Karte L :100 000. Die Wiedergabe der Schumme-
rung in den drei letzten Blättern gestaltete sich schwierig da wegen des Anteils benachbarter
Bundesländer die Vorlagen inhomogen waren.

Wie bei jedem topographischen Kartenwerkbeginnen auch bei der Regionalkarte 1. : 100 000 spä-
testens mit der Fertigstellung die Uberlegungen zur Fortftihrung. Hier kann zumindest jetzt
schon gesagt werden, daß die Regionalkarte fortgeführt werden wird, wahrscheinlich in Anleh-
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nung an den ftinfjlihrigen Fortführungsfurnus der anderen topographischen Kartenwerke. Die
Fortfiihrung der Regionalkarte ist sheng genommen eine Neuherstellung. Immer danr! wenn ftir
den Bereich eines Blattes der Regionalkarte die Topographische Karte 1 :100 000 fortgeftihrt isf
kann die neue Ausgabe der Regionalkarte daraus abgeleitet werden.

Ubrigens:

Der komplette Satz aller 1s Blätter der Regionalkarte in einer Klarsichttasche ist ftir 98,00 DM
erhaltlich.

Literatur:

[1] Grothenn, D.: Die Regionalkarte 1 :100 oo0 - Ein neues KartenwerkfiirNiedersachsen.NachrichtenderNiedersächsi-
schen Vermessungs- und Katasterverwalfu ngHeft t, !9E7.

W. HENTSCHEL
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Informationen aus der Landesvermessung

Einfache Verfahren zur Herstellung von »Mehrfarbenkopien<< bei Sonderanfertigungen

In den letzten fahren ist die Zahl der Sonderanfertigungen auf Grundlage der DGK 5, die die
KatasterämteroderdieDezernate2OT derBezirksregierungenineigenerRegieherstelleruerfreu-
Iicherweise stark angestiegen.

Bei der Herstellung dieser meist mehrfarbigen Karten stehen die Katasterämter immer wieder
vor dem Problem, daß sie zur Korrekturlesung oder zur Abstimmung mit den Gemeinden eine

mehrfarbige Kopie benötigen. Bisher wurde der Weg gewahlt, die Vorlagensätze an die Landes-

vermessung - Dezernat Reproduktion - zu schicken und dort entweder eine elekhostatische
Mehrfarbenkopie (Colorfax) oder Cromalinkopie herstellen zu lassen. Diese wurde dann mit
dem Vorlagensatz zur Korrekturlesung und -ausführung an das Katasteramt zurückgeschickt.
Bei sehr umfangreichen Korrekturen mußte die Mehrfarbenkopie unter Umständen auch noch
einmal wiederholt werden. Alles in allem: durch den mehrfachen Postweg und die Bearbeifungs-
zeit in der Landesvermessung ist diese Verfahrensweise sehr zeitaufwendig.

Beide Kopierverfahrery Colorfax und Cromalin, liefern qualitativ gute bis sehr gute Ergebnisse,

die in ihrer Farbgebung dem späteren Druck sehr nahe kommen. Sie sind daher nicht nur zur
Korrekturlesung geeignet, sondern können auch als Andruckersatz dienen. Sie erfordern jedoch

eine spezielle gerätetechnische Ausstattung über die die Katasterämter nicht verftigen.

Benötigt man die Mehrfarbenkopie nur zur Korrekturlesung reicht es jedoch, einfachere, quali-
tativ nicht so hochwertige Verfahren einzusetzeq ftir die die vorhandene Geräteausstattung
(Planpausrahmen und Diazoentwicklungsmaschine) ausreicht.

Bei diesen Verfahren werden die einzelnen Originale jeweils auf verschiedenfarbige Folien
belichtet und in Ammoniak entwickelt. Nach der Entwicklung erhält man eine farbige Kopie der
einzelnen Vorlage auf hochtransparenter Folie. Die ,Mehrfarbenkopieu entsteht dann einfach
durch übereinanderlegen bzw. -montieren der verschiedenen Folien. Um einen einwandfreien
Passer zu erzielen, muß natürlich im Planpausrahmen unter Verwendung des Paßlochsystems

belichtet und in der Diazoentwicklungsmaschine entwickelt werden. Die Folien bestehen aus

0,L0 mm starkem Polyester. Als Vorlagen werden seitenrichtige oder seitenverkehrte Positive
benötigt.

Derartige Folien werden von der Firma Renker als ,saphir-Projektionsfolien* und von der Firma
Folex als ,Folacolor-Folien* in den Farben Cyan, Blau, Gelb, Grüru Magenta, Orange Schwarz
und Braun (nur Renker) angeboten.

Erhältlich sindRollenzul0m X 0,9 m und dasFormatDIN A4 inPackungenzu25 bzw.1O0Blatt.
Das DezernatReproduktion hält derartigeFolienvor, und ist inder Lage denKatasterämtern und
Dezernaten 207 kleinere Mengen bei Bedarf zur Verftigung zu stellen.

A. LOHMANN
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Erprobung von Abdeckmitteln

Im DezernatReproduktion wurde eine ErprobungvonAbdeckmittelnftirFilm- und Foliennega-
tive (nicht Negativgravurfolien) durchgeftih*. Anlaß waren ständig wiederkehrende Probleme
mit den verwendeten Mitteln. Daraus ergaben sich auch die Forderungen, die an Abdeckmittel
zu stellen sind:

- Eignung gleichermaßen ftir Film-, Diazo- und Polymernegative.

- Gutes Auftragsverhalten, kurze Trockenzeiten auf dem Negativ.
- Möglichst kein Antrocknen am Stiftbzw. Pinsel.

- Gute Haflung auf allen Negativen.

- Kein Ablegen bei Kopiervorgängeo Griffestigkeit Kratzfestigkeit.

- Hohe Dichte bzw. W-Dichte
und einige mehr.

Erprobt wurden 19 Abdeckstifte und 8 flüssige Abdeckmittel auf drei verschiedenen Filmen und
Folien.

Ergebnis: Keines der erprobten Abdeckmittel erftillt alle Anforderungen. Nachstehend werden
Brauchbare mit ihren restlichen Unzulänglichkeiten genannt.

Abdeckstifte: Kimoto-Pake-Retouching Pen (drei Shichstärken) sowie, identisch, Folex,Folapenu.
Restmängel: Satter Farbaufhag erforderlich, Trockenzeiten typisch s bis tO Minutery bei ungün-
stigen Bedingungen bis zu 30 Minuten.

Flüssige Abde ckmittel (Auftrag mit Marderhaarpinsel):
a) Schmincke Foliendeckrot 65 (rot-opak): brauchbar ftir Film und Folien.

Restmängel: Trockenzeit bei Flächen bis t5 Minuten. Auf Folien mäßig kratzfest. Trocknet zu
schnell am Pinsel.

b) Schmincke Abdeckfarbe 60 (rot-opak sogenannte ,Erdfarbeu):
Brauchbar ftir feine Abdeckarbeiten und Flächen (bei großen Flächen Gefahr des Maßver-
zugs). Unzulänglichkeiten: Nicht griffest (wasserlöslich), nur ftir Film, keine Haftung auf
Folien.

c) Graphia Darmstadt Retopak-Schwarz-Spezial-Abdeckfarbe (schwarz-opak):
Gute HafLung griffest, kurze Trockenzeiten bei feinen Abdeckarbeiten. Unzulänglichkeit:
Schlechte Annahme bei flächigem Auftrag. Bei Flächen ist mehrmaliger Aufhag mit sehr lan-
gen Trockenzeiten erforderlich.

Die Abdeckmittel ftirNegativrefusche sind nichtmit dem Korrekturmittel ftirNegativgravurfo-
lien zu verwechseln. Hierftir wird weiterhin das Korrekturmittel ,Renker-Poyscal Nr.23 487"
empfohlen.

G. BARTELS
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Dublieren bei Copyproof@-Kopien

Es hat in letzter Zeit inder Landesvermessung bei der Verwendung vor.r Copyproof @-Materia-

lien Probleme gegeben, die sich besonders bei der Herstellung von Schriften für die Topographi-
schen Landeskartenwerke bemerkbar machten.

Es kam teilweise zu sogenanntem ,Dublieren«, das heißt die Kopie zeigte Zonen, in denen die
Zeichnungselemente richfungsabhängige Verformungen oder Doppelkonturen aufwiesen. Die-
ses Dublieren entsteht durch Verschiebungen während des Diffusionsprozesses, ausgelöst
durch Spannungen im Material. Die Ursachen liegen im Handling im Entwicklungsgerät und im
Material. Nach umfangreichen Untersuchungen hat sich folgendes gezeigt:

Handling: Das Material sollte unmittelbar nachVerlassen des Entwicklungsgeräts auf eine ebene
Unterlage gelegt und während der eine Minute dauernden Diffusionszeit nicht mehr berührt
werden.

Entwicklungsgerät: Es wurden fünf Entwicklungsgeräte erprobt. Das einzige Gerät, mit dem grö-
ßere Serien dublierfreier Kopien hergestelltwerden konnten, war das,Eskofot 517" bzw. (mitgrö-
ßerer Einlaufb r eite) 5 22.

Material: Die Dubliernegung ist erheblich geringer, wenn als lichtempfindliches Material
anstelle des CPN (Papierhäger) das NPC (Polyesterträger) eingesetzt wird.

Hinweis: BeiVerwendung anderer als der oben genannten Eskofot-Geräte und beimVerbrauch
vorhandener CPN-Bestände kann die Dubliernegung durch Einlauf über Eck mit CPN bzw.
NPC unten verringert werden. Bei der Herstellung von Montageelementen (DGK s-Schrift) ist
dann ein Durchmustern der Kopien mit Lupe erforderlich.

G. BARTELS

180



Buchbesprechungen

Kartographisches Taschenbuch 1988 I 89

Im Aufkag der Deutschen Gesellschaft ftir Kartographie herausgegeben von Jürgen Dodt unter
Mitarbeit von Werner Herzog. L988. 255 Seiten !2x17 cm, broschiert. ISBN 3-7S12 -723O-O.
Kirschbaum Verlag, Bonn. Preis zz,O}D}y'r.

In den vergangenen Jahrzehnten haben sich die Kartographen erfolgreich bemüht, neben den
benachbarten Berufen des Vermessungswesens und der Geographie ein eigenes Profil zu gewin-
nen. Sie sind auch nicht mehr nur bei Landesvermessungsbehörden tätig um die Topographi-
schen Landeskartenwerke zur ftihrery oderbeieinigenwenigenVerlagen, dieAtlanten herausge-
berL sondern sie wirken heute in einer Vielzahl von amtlichen und privaten Stellen als wichtige
Partner bei der Dokumentation raumbezogener Sachverhalte aller Art. Wen wundert es, daß
dabei die Übersicht verlorenging und der Wunsch laut wurde, eine Informationsquelle zu schaf-
fen, dle über die Kartographen und ihre Tätigkeiten informiert, etwa nach dem Vorbild des seit
langem bestehenden rGeographischen Taschenbuchs*.

Diese Lücke hat die Deutsche Gesellschaft ftir Kartographie e.V. jetzt geschlossery wobei sie
gleich noch die Kartographen Osterreichs und der Schweiz einbezogen hat Als Herausgeber
stellte sich Professor Dr.)ürgen Dodt vom Geographischen Institut der Ruhr-Universität
Bochum zur Verfugung der auch Schriftleiter der ,Kartographischen Nachrichtenu ist.

Hauptziel des Kartographischen Taschenbuchs ist es, Nutznießern und Freunden der Kartogra-
phie einNachschlagewerk zu bieteru das über das kartographische Leisfungsangebotin derBun-
desrepublik Deutschland, Osterreich und der Schweiz ebenso informiert wie über die daran
beteiligten Institutionen und Personen, so daß schnell ein Kontakt zwischen dem Nachfrager
einer kartographischen Leisfung und deren potentiellen Anbietern hergestellt werden kann.
Daneben wird der Zweck veifolgt, den in der Kartographie Tätigen die Kommunikation unter-
einander zu erleichtern.

Geheu dieser Zielsetzung besteht das Kartographische Taschenbuch aus zwei Teilen:Der Auf-
satzteil(72 Seiten) enthalt Beihäge zu den Themen
»Die Verwendung von Kartennetzen" (W. Hufnagel)
,Die Topographischen Landeskartenwerke in der Bundesrepublik Deutschland* (D. Schmid)
»Die Topographische Landesaufnahme und die Herstellung der staatlichen Landkarten in Oster-
reich. (H.Meckel),
,DIN-Normen für Reproduktion mit dem Schwerpunkt Kartentechnik (W.Leibbrand) und
,Der Ausbildungsberuf Kartograph / Kartographin* (P. Aschenberner)
sowie eine kommentierte Zusammenstellung kartographischer Zeitschriften und ausgewählter
geodätischer und geographischer Zeitschriften mit kartographischen Beihägen (L. Zögner).

Der Hauptteil des Buches ist ein 116 Seiten starkes u{z schriftenoerzeichnis.Es enthält die wichtigsten
Einrichtungen der behördlichen Kartographie, die kartographischen Hochschulinstitute und
Forschungseinrichtungery ca.170 kartographischeVerlageund Ingenieurbüros, über100Firmen
zur Deckung des kartographischerl repro- und drucktechnischen Bedarfs und die Gremien der
Deutschen Gesellschaft ftir Kartographie, der Osterreichischen Kartographischen Kommission
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in der Osterreichischen Geographischen Gesellschaft und der Schweizerischen Gesellschaftftir
Kartographie. Nicht zuletzt verzeichnet das Kartographische Taschenbuch fast2000 in derKar-
tographie tätige Praktiker und Wissenschaftler mit ihren Anschrifteo fachlichen Schwerpunk-
ten und Interessen.

Wenn auch die erste Ausgabe eines solchen Kompendiums nicht frei von kleinen Fehlern sein

kann undbei seinem Erscheinenauch nichtmehralleAngabenakfuellsind soschmälertdassei-
nen Wert keinesfalls. Das Kartographische Taschenbuch ist in der Tat ein gelungener fachlicher
Wegweiser ftir Kartographen und ftir Außenstehende, die sich über die Kartographie und deren
zunehmend spezialisiertes Angebot informieren wollen. In diesem Sinne ist ihm eine weite Ver-
breifung zu wünschen.

Es ist beabsichtigt, das Kartographische Taschenbuch künftig alle zwei bis drei Jahre in aktuali-
sierter Auflage erscheinen zu lassen. Man kann Herausgeber und Verleger nur wünschen, daß

der verlegerische Erfolg es ermöglicht, dieses ehrgeizige Ziel zu erreichen.

D. GROTHENN
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Kahmen, Heribert, Vermessungskunde I
Fehlerlehre, Vermessungen und Berechnungen für großmaßstäbige Karten und Pläne,
Nivellieren

17 ., iberarbeitete und erweiterte Auflage, Sammlung Göschen 2160, 270 Seiten mit 17i Abbil-
dungen, 1988, kartoniert, 29,80 DM

Die Vermessungskunde I in der Sammlung Göschen, seit mehreren Jahren aus der Feder von
H. Kahmerl muß heute nach nur drei |ahren nun zum 17. Male neu aufgelegt werden. Der Inhalt
wurde dabei überarbeitet, aktualisiertund erweitert. Wenn ein Fachbuch über dasVermessungs-
wesen schon nach drei |ahren vergriffen ist und neu aufgelegt werden muß, so ist dies ftir den
Autor schmeichelhafter als alles, was ein Rezensent an Lob spenden kann. Es ist festzustellen, daß
Kamens Vermessungskunde in der Sammlung Göschen als Standardwerkzubezeichnen ist. In
didaktisch gelungener Weise ist sie aufgebaut und umfaßt:

- Maßsysteme und Maßeinheiten in ihrer Entwicklung und Bedeutung ftir das Vermessungs-
wesen bis hin zur akfuellen Definition des Meters und des Erdellipsoides.

- Einen Abschnitt, der noch von früher her den Titel ,Fehlerrechnung und Bilden von Mittel-
wertenu hägt Das kann heute nur als Understatement bezeichnet werden, denn dieser
Abschnitt enthält bereits eine kleine Ausgleichsrechnung. Das ist eine Neuerung in der
17.Auflage.

- Es folgen drei Kapitef die am besten durch den Untertitel,Vermessungen und Berechnungen
ftir großmaßstäbige Karten und Pläne* zu beschreiben sind. Es werden dazu die Theorie und
die notwendigen mathematischen Formeln geboten, das methodische Verfahren dargestellt
und die einzusetzenden Instrumente und Geräte beschrieben. Zu spiren ist, daß die instru-
mentellen Belange besonders gepflegtwerden. Neu aufgenommen in diesem Bereich isteine
umfassende Beschreibung des Polarverfahrens mit der Herausstellung der wirtschaftlichen
Vorteile und mit Hinweisen auf eine Automatisierung des Verfahrens.

- Mehr als die Hälfte des Bandes behandelt nach dem Untertitel,das Nivellieren«. Auch hier
kann dies als Understatement angesehen werderu denn es wird eine saubere Inshumenten-
kunde, angefangen von den Bestandteilen geodätischer Meßinshumente über die Meßfern-
rohre bis hin zu den Kompensatoren und den Nivellieren, geboten. Neu aufgenommen wurde
dabei die Kollimation und die Autokollimation.

Insgesamt kann der Band nur empfohlen werden. Er ist neben den Bänden II und III das Stan-
dardwerk der Vermessungskunde für jeden Fachmann.

H. BAUER
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Matthäus Schilcher I Dieter Fritsch (Hrsg.):

GEO-Informationssysteme, Anwendungen - Neue Entwicklungen

1989, 350 Seiten, 7S,OO DM, Herbert Wichmann Verlag Karlsruhe

DerBegriff,Geo-lnformationssysteme(GIS)*wird heutehäufigals Sammelbegriffftiralleraum-
bezogenen Informationssysteme, z.B. Landinformationssysteme (LIS), Umweltinformationssy-
steme (UIS) oder Netzinformationssysteme (NIS) benutzt. Er steht aber auch gleichzeitig ftir das

Wissen und die Technologie zur graphikgestützten Erfassung Aufbereitung Verwaltung und
Auswertung raumbezogener Daten.

Das vorliegende Buch entstand anläßlich eines ,Internationalen Anwenderforums 1989« zum
Thema ,Geo-lnformationssysteme in Wirtschaft, Wissenschaft und Verwalfung", das von der
Gesamthochschule Duisburg der Stadt Duisburg und der Siemens AG veranstaltet wurde. Es

gibt in acht Kapiteln die Inhalte der dort gehaltenen Vorhäge wieder.

Nach einerEinführung in das Thema werdenim 2. Kapitel einigeBeispiele ftirAnwendungenim
Vermessungswesen vorgestellt, so das Konzept für den Aufbau der Automatisierten Liegen-
schaftskarte (ALK) in Rheinland-Pfalz, das Geographische Grundinformationssystem (GEO-

GIS) in Bayern und der Einsatz von GIS in der Volksrepublik China.

Es folgt ein Kapitel über Anwendungen für Leifungsdokumentation und Energieversorgungmit
Berichten der schweizerischen Bundespost und von deutschen und österreichischen Energiever-
sorgungsunternehmen. Daran schließt sich ein Kapitel über kommunale Vorhaben in Deutsch-
land, Osterreich und der Schweiz an, gefolgt von Darstellungen aus dem Bereich des Umwelt-
schutzes.

Den Abschluß des Bereichs Anwendungen bildet das 6. Kapitel mit Berichten von Dienstlei-
sfungsunternehmen über Konzepte zum Einsatz von GIS bei Kommunen mittlerer Größenord-
nung und im Bauwesen.

Das 7. Kapitel beschaftigt sich mit neuen Entwicklungery insbesondere mit Satellitenbildern als

Datenquelle ftir Landesplanung und Umweltschutz und mit hybriden graphischen Systemery in
denen Raster- und Vektordaten gemeinsam bearbeitet werden können. Es wird auf die automa-
tische Digitalisierung (Scannen) und die damit verbundene Problematik der automatischen
Interpretation (Mustererkennung) der gescannten Daten eingegangen.

Das 8. Kapitel enthält Außätze in englischer Sprache aus einem Symposium über,Hybride Gra-
phik und Künstliche Intelligenz in Geo-lnformationssystemen*, das im Rahmen des Anwender-
forums abgehalten wurde.

Das Buch mag auf den ersten Blick etwas heterogen wirken, zeigt damitaber dieVielfaltdesThe-
mas »Geo-lnformationssysteme* und die Beteiligu"g der verschiedensten Disziplinen an deren
Verwirklichung. Es bietet den mit der MaterieVertrauten wie den Einsteigern einen breiten Über-
blick tiber den augenblicklichen Stand der Entwicklungen, über Konzepte und Realisierungen
von Geo-lnformationssystemen, einer Aufgabe, die sich auch unmittelbar ftir die Niedersäch-
sische Vermessungs- und Katasterverwaltung stellt mit dem Aufbau der Automatisierten Lie-
genschaftskarte (ALK) und des Amtlichen Topographisch-Kartographischen Informationssy-
stems (ATKIS).

F. CHRISTOFFERS
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K. Schnädelbach I H. Ebner (Hrsg.): Ingenieurvermessung 88
Beihäge zum X. Internationalen Kurs ftir Ingenieurvermessung

Band 1: Instrumente und Datenerfassung Auswertesysteme und Interpretation. Dümmlerbuch
7808;58,00 DM, Bonn 1988, ISBN 3-427-78081-3

Band2: HochbauundAnlagenbau,TiefbauundUntertagebau,Umwelt-undBauwerksüberwa-
chung. Dümmlerbuch zgog;5s,00 DM (Abgabe nur im Set), Bonn 1988,ISBN i-427-
7809r-O

Der Verlag Ferd. Dümmler, Bonn, hat rechtzeitig zum Kursbeginn die Beihäge derVortragenden
in2 Bänden herausgegeben. Die Herausgeber erhofften sich dadurch einen Gewinn anlnforma-
tion und Ubersichtlichkeit ftir die Kursteilnehmer. Für alle die die nicht am Kurs teilgenommen
haberubieten diebeidenBände einenÜberblicküber Stand und Trend derTechnikvomBereich
der Ingenieurvermessung bis hin zu Informationssystemen

In den fünf Themenkreisen werden jeweils llbis1,4 Beihäge behandelt:
Im Themenkreis A ,Inskumente und Datenerfassung* werden Themen vom automatisierten
Nivelliersystem, berührungslos arbeitenden Lot überVersuche mit Zwei-Farben-Distanzmesser
bis hin zu den Zukunftsperspektiven der Inertialsysteme behandelt.

Im Themenkreis B ,Auswertesysteme und Interpretationu nehmen neben der photogrammetri-
schen Ingenieurvermessung der automatischen Theodolitmessung und der Anwendung der
Kalman-Filtertechnik besonders der Aufbau und die Nutzung von Informationssystemen und
die CAD-Graphik einen breiten Raum ein.

Der Abschnitt ,Hoch- und Anlagenbau* enthält Ausfuhrungen von der Entwicklung und
Anwendung von Antennenmeß- und Auswertesystemen über geodätische Methoden zur
Zuschnittsberechnung von Flächentragwerken bis zur satellitengestützten Positionsbestim-
mung von Meeresplattformen.

Im Themenkreis ,Tiefbau und Untertagebau* reichen die Beihäge von Eisenbahntunnel über
den Eurotunnel unter dem Armelkanal und Beschleunigerfunnel bis zu Bestandsaufnahmen an
Versorgungsleifungen.

Der letzte Themenkreis ,Umwelt- und Bauwerksüberwachung* bringt Beihäge von hybriden
überwachungsnetzen mit terrestrischen und GP5-Messungen über Gelände- undBilddatenver-
arbeitung bis zum aktuellen Stand der Deformationsanalyse.

In den einzelnen Beiträgen wird mehr behandelt, als das Thema ,lngenieurvermessung( ver-
muten laßt. Die beidenBände sind - entsprechend demWunsche derHerausgeberimVorwort-
Anregung und Hilfsmittel bei der Aufgabenlösung in Praxis, Forschung und Lehre. Die Heraus-
geber und die Autoren verdienen den Dank aller, die an der Weiterentwicklung der Ingenieur-
vermessung interessiert sind und nicht am Kurs teilgenommen haben.

W. TEGELER
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Ziegle1, Theodor: Vom Grenzstein zur Landkarte.
Verlag K. Wittwer GmbH, Stuttgart Lggg,168 Seiten, viele, überwiegend farbige Abbildungerl
Format DIN 45, Preis 27,00 DM

Der Verfasser ist der Leiter der Bayerischen Vermessungsverwaltung. Aus seiner gewandten
Feder stammen schon eine ganze Reihe grundsätzlicherVeröffentlichungen zum Liegenschafts-
kataster für den Fachmann, die das Bayerische Landesvermessungsamtherausgegeben hat. Hier
wendet sich Ziegler überdiesenKreis derBerufskollegen an einebreitere Leserschaft,um hierdas
Bayerische Vermessungswesen in seiner geschichtlichen Entwicklung darzustellen. Dabei ist das

Gebotene umfassend, solide aufgebaut und mit zahlreichen Abbildungen illustriert und doku-
mentiert. Welche der 168 Seiten man auch aufschlägt, fast ausnahmslos findet sich eine erläu-
ternde Skizze, ein Farbfoto, die das Verfahren dokumentieren, haufig auch eine mehrfarbige
Abbildung des behandelnden Nachweises oder der besprochenen Landkarte. Die bildliche
Dokumentation, eingebunen in eine liebevolle, detailreiche und fachkundige Beschreibung ist
einmalig und aufwendig. Sie ist es, die den Reiz des Buches ausmacht. Für jeden, auch den Nicht-
Bayern, der Freude an der geschichtlichen Entwicklung des Vermessungswesens hat, ist der
Band eine Fundgrube.

H. BAUER
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Anschriften der Mitarbeiter dieses Heftes

Klaus Kertscher, Vermessungsoberrat bei der Bezirksregierung Weser-Ems, Dezernat Vermes-
sungs- und Katasterangelegenheiten, Tappenbeckshaße 3, 29OO Oldenburg

Thomas Kaupmanry Vermessungsrat beim Katasteramt Aurich, Oldersumer Straße 4S)
2960Aurich 1

Hans-Hermann Deppe, Vermessungstechniker beim Katasteramt Rinteln, Behördenhaus, Breite
Straße 17 a, 3260 Rinteln 1

Gerhard Helmhold, Dipl.-lng. beim KatasteramtBückeburgBahnhofstraße18,3062 Bückeburg

Klaus Kummer, Vermessungsoberrat beim Katasteramt Rinteln, Behördenhaus, Breite
Straße77 a,3260 Rinteln 1

Reinhard Krumbholz, Vermessungsoberrat beim Katasteramt Osnabrück, Behördenhaus,
Wachsbleich e 27, 4500 Osnabrück

Hermann Bodensteiry Vermessungsoberamtsrat im Niedersächsischen Ministerium des Innero
Lavesallee 6, 3000 Hannover 1

Dr.Jng. Wolfgang Hentschel Vermessungsrat im Niedersächsischen Landesverwaltungsamt
- Landesvermessung -, Warmbüchenkamp 2, 3000 Hannover 1

Achim Lohmanry Vermessungsoberrat im Niedersächsischen Landesverwaltungsamt - [-an-
desvermessung -, Warmbüchenkamp2, 3000 Hannover 1

Gerd Bartels, Techn. Angestellter im Niedersächsischen Landesverwaltungsamt - Landesver-
messung -, Warmbüchenkamp2,3000 Hannover 1

Prof. Dr.Jng. Dieter Grothenru Ltd. Vermessungsdirektor im Niedersächsischen Landesverwal-
tungsamt - Landesvermessung -, Warmbüchenkamp2,3000 Hannover 1

Dr.Jng. Hans Bauer, Abteilungsdirektor, Leiter der Abteilung Landesvermessung des Nieder-
sächsischen Landesverwaltungsamtes, Warmbüchenkamp 2, 3000 Hannover 1

Friedrich Christoffers, Vermessungsrat im Niedersächsischen Landesverwaltungsamt - Landes-
vermessung -, Warmbüchenkamp 2, 3000 Hannover 1

Dr.Jng. Wilhelm Tegeler, Vermessungsdirektor im Niedersächsischen Landesverwaltungsamt
- Landesvermessung -, Warmbüchenkamp2,3000 Hannover 1
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Einsendeschluß für Manuskripte

Heftt. ..'...lo.November
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